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1 Einleitung 

Menschen mit Behinderung werden in unserer Gesellschaft allgemein stark separiert, was in 

allen Lebenslagen festgestellt werden kann. Diese Art der Ausgrenzung von Menschen mit 

Behinderung im alltäglichen Leben schränkt deren soziale und gesellschaftliche Teilhabe 

erheblich ein. Sie begrenzt die Möglichkeiten ihrer individuellen Entwicklung sowie ihrer 

sozioökonomischen und sozialökologischen Ausstattungen. Sie werden zu gesellschaftlichen 

Randgruppen degradiert ohne die Möglichkeit zu besitzen dies zu verändern, obwohl ihnen 

ihr gegebenes Recht etwas anderes suggeriert. Es fehlt ihnen an sozialer Einbettung.  

Schon seit einigen Jahrzehnten wird in Deutschland sowie auch international die Debatte um 

die Gleichberechtigung und Wertschätzung von Menschen mit Behinderung geführt. Im Fo-

kus und als Ziel dieser Debatte liegt durchgehend die gleichberechtigte Teilhabe in der 

Gesellschaft ohne Aussonderung von Menschen mit Behinderung, in der sie als BürgerInnen 

mit ihren gleichen Rechten und Pflichten anerkannt werden. Für dieses Ziel setzt sich seit 

jüngster Zeit auch die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) vehement ein.  

Sie konkretisiert die allgemeinen Menschenrechte auch für Menschen mit Behinderung für 

alle Lebenssituationen und stellt hierfür ein verbindliches Vertragswerk zur Verfügung. 

„Das Vertragswerk stellt einen wichtigen Schritt zur Stärkung der Rechte von weltweit rund 

650 Millionen behinderten Menschen dar.“ (Beauftragter der Bundesregierung für die 

Belange behinderter Menschen 2010, 5)  

Für die Sozialisierung und Fähigkeiten des Individuums spielt die Schule eine enorm wichtige 

Rolle, die aber wiederum von der politischen Ausgangslage und deren Entscheidungen abhän- 

gig ist. Dies kann über eine gesonderte und ausgrenzende Beschulung in Sonderschulen 

jedoch nicht erreicht werden, da hierdurch eine ungenügende soziale Integration hervorgeht 

und ein soziales Problem erzeugt wird (vgl. Röh 2009, 153). In vorliegender Arbeit steht 

speziell dies im Fokus, mit Blick auf die Ausgrenzung und einer Vermeidung von Benachtei-

ligung und Diskriminierung von SchülerInnen mit Behinderung im Schulsystem. 

Mit der Einführung des Art. 24 „Bildung“ forderte die UN-BRK alle Vertragsstaaten zu einer 

„full education“ für alle SchülerInnen auf, ob mit oder ohne Behinderung. Grundvoraus-

setzung für die Inklusion ist aber nach der UN-BRK ein qualitativer, adäquater, kompromiss-

loser und gemeinsam partizipierender Unterricht für sämtliche SchülerInnen in allgemeinen 

Schulen. Diese neue Sichtweise auf eine heterogene Schülerschaft wurde von der BRD 

schriftlich determiniert und war ein neuer und äußerst bedeutsamer Schritt für Deutschland, 

um der Vielfalt an deutschen Schulen den Weg zu ebnen. Insbesondere in der bildungspoliti-
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schen Öffentlichkeit sorgte dies für rege Aufmerksamkeit und führte zu einem erneuten 

aktualisierten Diskurs über die gleichberechtigte und gemeinsame Beschulung von Schüler-

Innen mit und ohne Behinderung im Schulsystem zwischen den Bezugs- und Interessens-

gruppen. Aussonderungen von SchülerInnen mit Behinderung waren somit nicht mehr 

konform zu der UN-BRK.  

Jedoch ist in Deutschland bis heute das Schulsystem durch Selektion und Hierarchie geprägt, 

und auch nach Ratifizierung der UN-BRK haben nicht alle SchülerInnen gleiche Zugangs- 

chancen zum Bildungssystem. Ein Problem bei den existierenden Schulsystemen wird speziell 

darin gesehen, dass zwischen den allgemeinen Schulen und den Sonderschulen noch extrem 

große Unterschiede bezüglich der Leistungserbringung vorherrschen. Schon lange existiert 

der Wunsch bei Eltern behinderter Kindern, dass diese gemeinsam mit Kindern ohne 

Behinderung dieselbe Schule besuchen. Dieses Verlangen und entsprechende Debatten und 

Dialoge sind seit den 70er Jahren in der BRD ein prägnantes und sensibles Thema, nicht nur 

in der Politik, sondern auch bei BürgerInnen und Initiativen sowie Vereinen. Auch 

international wurde dieses Thema stark von Organisationen, Vereinen und anderen Institu-

tionen forciert und weiterentwickelt. Hier stellt sich nun die Frage, wie sich die Situation 

derzeit gestaltet und ob der Wunsch nach Inklusion bereits durchgesetzt werden konnte? 

Hierzu muss jedoch bereits im Vorfeld konstatiert werden, dass Deutschland im Hinblick auf 

seinen Stand der Inklusion im Schulsystem im europäischen Vergleich in der Entwicklung 

weit zurückliegt. Um den Bedingungen für Inklusion gerecht zu werden, gilt es für das 

Schulsystem noch einige Hürden zu überwinden. 

Auch kam es im zeitlichen Verlauf zu einer Veränderung der Begrifflichkeiten. Wurde bis-

lang von der Integration von SchülerInnen mit Behinderung gesprochen, so kam nun der neue 

Begriff der Inklusion auf. In der BRD werden beide Begriffe teils gleichbedeutend genutzt. 

Wiederum stellt sich hier die Frage, ob tatsächlich Unterschiede zwischen diesen beiden 

Begriffen auftreten und wie sich diese auf die SchülerInnen und das bildungspolitische 

System auswirken? Dies ist einer der Themenschwerpunkte vorliegender Arbeit. Er be-

schreibt, wie Inklusion von SchülerInnen mit Behinderung im allgemeinen Schulsystem 

Wirklichkeit werden und wie Soziale Arbeit diesen Prozess angemessen unterstützen kann. 

Hierbei geht es speziell um die Relevanz einer Basis für eine gemeinsame Beschulung, wobei 

Begegnungsmöglichkeiten und das erforderliche Bewusstsein von Vielfalt im Fokus stehen, 

um somit die Situation von SchülerInnen mit Behinderung zu verbessern.  
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Für eine ganzheitliche Betrachtungsweise dieser Thematik wird sich im Grundsatz an der 

Systemtheorie von Silvia Staub-Bernasconi orientiert. Der Schwerpunkt richtet sich hierbei 

auf die Fragestellung, wie die fachliche Unterstützung durch Soziale Arbeit aussehen kann. 

Dabei richtet sich das weitere Augenmerk zudem auf unterschiedlichste Voraussetzungen und 

Ziele auf den verschiedenen Ebenen hierfür, um die Teilhabe- und Teilnahmeaktivitäten von 

SchülerInnen mit Behinderung in Schulen zu fördern.  

Zunächst wird ein Einblick über die Entstehung von Ausgrenzung von SchülerInnen mit 

Behinderung gegeben. Des Weiteren wird die Forderung nach Integration bzw. Inklusion der 

betreffenden SchülerInnen erörtert. Im Anschluss wird auf die Schulprinzipien Segregation, 

Integration und Inklusion eingegangen und versucht, eine deutliche Abgrenzung zwischen den 

Begriffen zu veranschaulichen, insbesondere zwischen den Begriffen der Integration und 

Inklusion, da in diversen wissenschaftlichen Publikationen und Fachlektüren Unstimmig-

keiten bezüglich einer eindeutigen Differenzierung auftreten. Nachfolgend sollen die 

Schwierigkeiten in der Umsetzung beschrieben werden. Veranschaulicht und detaillierter 

quantifiziert wird dieser Prozess am Beispiel des Hamburger Schulsystems. Durch diese 

systematische Vorgehensweise schließt an die aufgezeigte Problematik und Ausgangssitu-

ation die Ziel-Matrix an, in der beschrieben wird, woraufhin sich etwas verändern soll und 

kann und wie die in Zukunft zu erzielenden Sachverhältnisse, die einer ethischen Bewertung 

unterliegen, erreicht werden können. Es handelt sich hierbei um Handlungsperspektiven, die 

eine Anerkennung und Wertschätzung von Vielfalt berücksichtigen. Auch bezieht sie sich auf 

den Austausch sowie das Kennenlernen in Begegnungsstätten, in denen Vielfalt willkommen 

und erwünscht ist. Die Ziele sind mit Indikatoren gefüllt, wobei zur Erreichung dieser auf die 

verschiedenen Akteure Bezug genommen wird. Impliziert wird hierbei der Aspekt, womit und 

wie die Ziele erreicht werden können (vgl. Staub-Bernasconi 2007, 204 f.).   

Diese Arbeit enthält einen historischen Einblick bezüglich Inklusion. Des Weiteren versucht 

sie die derzeitige Ist-Situation zu visualisieren sowie die Voraussetzungen und Möglichkeiten, 

die es für die Zukunft einzuhalten gilt, um das Gelingen zu ermöglichen.  

Eine Differenzierung der verschiedenen Behinderungsarten wird in dieser Arbeit, auf Grund 

der Komplexität, nicht vorgenommen. Daher impliziert der Begriff sämtliche Formen von 

Behinderung.  
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2 Die Entstehung eines selektierenden und separierenden Schulsystems mit der Ent-  

wicklung zur schulischen Integration 

Im historischen Kontext entstand die im Schulsystem institutionelle Trennung und Differen- 

zierung des Unterrichts von SchülerInnen mit und ohne Behinderung mit der Einführung der 

allgemeinen Schulpflicht zu Beginn der Weimarer Republik1 im 20. Jahrhundert, dessen 

Folge ein häufiges Schulversagen auslöste auf Grund der veränderten Schülerschaft mit ihren 

unterschiedlichen Lernvoraussetzungen, wovon besonders SchülerInnen mit Lernschwierig- 

keiten und Lernbehinderungen betroffen waren. 

Um diesem entgegen zu wirken, etablierte sich die Meinung der heterogenen Schülerschaft, 

bezüglich ihrer unterschiedlichen Lernvoraussetzungen am besten gerecht zu werden, indem 

man sie in möglichst homogenen Gruppen unterrichten würde (vgl. Walter / Wember 2007, 

355). Aus diesem Anlass sorgte die Sonderschule für eine Beschulungsform von SchülerInnen 

mit Behinderung, wobei die Sonderpädagogik allgemein auch das Ziel verfolgte, Menschen 

mit Behinderung in die Gesellschaft zu integrieren. Jedoch unter der Annahme, dass es als ein 

selbstständiger Prozess erfolgen würde (vgl. Markowetz 2007, 209). 

Zeitgleich leistete die Einrichtung der Grundschule einen wesentlichen Beitrag für die Vor- 

geschichte der Integrationspädagogik, indem sie sich als Schule für Kinder aller Bevölke-

rungsschichten ausrichtete. Dabei zählten Kinder mit Behinderung nicht zu der Gruppe der zu 

Integrierenden, sodass sich das Sonderschulsystem etablieren konnte (vgl. Prengel 2009, 106). 

Aus der defizitorientierten Kategorisierung der SchülerInnen entwickelte sich eine Unter-

teilung des Sonderschulsystems in unterschiedliche Fachdidaktiken: die der Sehbehinderten 

und Blinden, der Schwerhörigen und Gehörlosen, der Sprachbehinderten, der Lernbe-

hinderten, der Geistig behinderten, der Verhaltensgestörten und der Körperbehinderten (vgl. 

KMK 2002, V).  

In der Geschichte des deutschen Bildungswesens entstand aber nicht nur ein differenziertes 

Sonderschulwesen, sondern weitere separierte Schulformen, die sich auf die Leistungsfähig-  

 

 

                                                 
1 „Erst in den Beratungen der Weimarer Verfassung und im Grundschulgesetz wurden seit 1919 die neuen und 
bis heute unveränderten Vorgaben formuliert und anstelle der Unterrichtspflicht für ganz Deutschland erstmals 
die Schulpflicht gesetzt. In Art. 145 der Verfassung von 1919 heißt es: ʽEs besteht allgemeine Schulpflicht. Ihrer 
Erfüllung dient grundsätzlich die Volksschule mit und die anschließende Fortbildungsschule bis zum vollendeten 
achtzehnten Lebensjahr.ʻ Ähnliche Formulierungen mindestens acht Schuljahren zur Schulpflicht finden   noch 
heute in allen Schulgesetzen der Bundesländer. Gemeinsam mit dem Prinzip, dass die Grundschulzeit in der 
Regel in den Schulen des Wohnbezirks erfüllt werden musste, waren alle Freiheiten der sozialen Milieus 
zunächst beseitigt.“ (Tenorth, Heinz Elmar 2008) 
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keit der SchülerInnen ausrichteten. Üblich war der Besuch einer Grundschule mit Anschluss 

an eine Hauptschule, Realschule oder Gymnasium. 

Wobei das  

„Ziel der Separation […] eine möglichst umfassende, auf das Individuum abgestimmte Förderung im 

Rahmen einer speziell dafür ausgerichteten Schule mit speziell ausgebildetem Personal, geeigneten 

Methoden und Mitteln, sowie einem eigenen Lehrplan [war und ist]. Durch die Homogenisierung soll 

eine Entlastung und Verbesserung der allgemeinen Unterrichtssituation erreicht werden.“ (Müller 

2012, 98) 

Erst in den 70er Jahren sind erste Integrationsschulen entstanden, die das Ziel der schulischen 

und gesellschaftlichen Integration verfolgten, und diesen Prozess über das gemeinsame 

Unterrichten von SchülerInnen mit und ohne Behinderung realisieren wollten. Zu den ersten 

Integrationsschulen zählte z.B. die im Jahr 1972 gegründete Fläming-Grundschule in Berlin, 

in der die erste Integrationsklasse im Jahr 1976 entstand. Entstehung und Erfolg ist 

insbesondere auf engagierte Eltern von SchülerInnen mit Behinderung und Eltern- initiativen 

zurückzuführen (vgl. Markowetz 2007, 208 f.). Sie haben bedeutungsvoll zur schulischen 

Integrationsbewegung beigetragen, dessen Fokus sich auf eine selbstverständliche 

Heterogenität in Kindergärten und Schulen auf der Basis von Chancengleichheit und 

Anerkennung der Vielfalt richtete. Sie erweiterten das vorherige Integrationsbestreben, indem 

nun auch Kinder mit Behinderung von Ausgrenzungen im Schulsystem nicht betroffen sein 

durften. Angeklagt wurde das Schulsystem mit seiner selektierenden Haltung Kindern 

gegenüber, für die auf Grund ihrer Herkunft bzw. ihrer Lernvoraussetzung nur eine segre-

gierte Schulform in Sonderschulen in Frage kam (vgl. Feuser 2010, 1). Von Gleichberech-

tigung und Gerechtigkeit konnte somit keine Rede sein. Dies waren aber Kernpunkte von 

Elternbewegungen und Bürgerrechtsbewegungen von Menschen mit Behinderung seit den 

70er Jahren des 20. Jahrhunderts, dass alle SchülerInnen mit Behinderung in Integra- 

tionsklassen an Regelschulen beschult werden. „Integration fand immer dort statt, wo es 

durchsetzungsfähige und engagierte Eltern bzw. Elterninitiativen gab.“ (Markowetz 2007, 

209). In Form von Schulversuchen in der Grundschule fand das Integrationsanliegen nach 

einem gemeinsamen Unterricht im Schulsystem seinen Einstieg, verschont von den Ausgren-

zungsmechanismen, wie z.B. dem Notensystem, dem Wiederholen einer Klasse oder einem 

Verweis auf eine Sonderschule (vgl. Feuser 2010, 1). Die Schulversuche führten jedoch zu 

keiner Veränderung im selektierenden Schulsystem. 

Eine weitere Entwicklung bezüglich eines integrativen Schulsystems entstand im Mai 1994 

über die Kultusministerkonferenz (KMK) mit ihrer „Empfehlung zur sonderpädagogischen 
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Förderung in den Schulen in der Bundesrepublik Deutschland“, woraufhin sich die Länder für 

diese Förderung in allgemeinen Schulen entschieden. Das bedeutete, dass eine gemeinsame 

Beschulung von SchülerInnen mit und ohne Behinderung unterstützt werden sollte, und die 

sonderpädagogische Förderung nicht mehr ausschließlich an Sonderschulen stattfand, sondern 

nun auch an allgemeinen Schulen (vgl. KMK 1994a, 2 f.). An dieser Stelle ist darauf hinzu-

weisen, dass sich in Bezug auf das Schulwesen Begriffe etabliert haben, wie der institutio-

nalisierte Behinderungsbegriff „SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf“ statt 

der Bezeichnung „SchülerInnen mit Behinderung“, die in vorliegender Arbeit synonym 

verwendet werden. Hierzu zählen SchülerInnen „[…] die in ihren Bildungs-, Entwicklungs- 

und Lernmöglichkeiten so beeinträchtigt sind, daß sie im Unterricht der allgemeinen Schule 

ohne sonderpädagogische Unterstützung nicht hinreichend gefördert werden können.“ (KMK 

1994a, 5)  

Folglich spricht man auch von einem Förderbedarf, der sich in verschiedene Förderschwer-

punkte aufteilt, was nichts anderes meint, als die ursprünglichen Unterteilungen der Fachdi-

daktiken der Sonderpädagogik. Durch diese Bezeichnungen wurden die Begriffe positiv be-

setzt. So sprach man nun von folgenden Förderschwerpunkten: Sehen, Hören, Sprache, Ler-

nen, geistige Entwicklung, emotionale und soziale Entwicklung, Förderschwerpunkt übergrei-

fend bzw. ohne Zuordnung, Kranke, körperliche und motorische Entwicklung (vgl. KMK 

2002, V). Bis heute werden somit auf Bundesebene zunehmend Sonderschulen als Förder-

schulen, vereinzelt auch als Förderzentren und Bildungszentren, bezeichnet. Auf Grund der 

unterschiedlichen Verwendung der Begriffe in der Literatur, werden diese in vorliegender 

Arbeit synonym verwendet.  

Diese Empfehlung für den Ausbau der sonderpädagogischen Förderung in allgemeinen 

Schulen hat bisher kaum Wirkung gezeigt. Betrachtet man den Verlauf der letzten 30 Jahre, 

kam es zwar zu einer institutionellen Teilintegration, aber nicht zu einer sozialen und 

didaktischen (vgl. Prengel 2009, 107). Kritisiert wurde und wird weiterhin die Separation in 

der Integration, was sich in Form einer Zwei-Gruppen-Theorie darstellt (siehe Kap. 3.3.2). 

Dies sind Beispiele dafür, wie der Begriff der Integration in gesellschaftspolitische Diskus-

sionen über Behinderung eingebracht wurde und sich besonders auf schulischer Ebene 

Geltung verschaffte. Doch leider, so kritisiert u.a. Andreas Hinz, entwickelte sich der Begriff 

Integration hinsichtlich schulischer Aspekte inflationär. Allgemein standen die politischen 

Bewegungen allen Sondereinrichtungen kritisch gegenüber und setzten sich für selbstbe-

stimmte Lebensführung, gesetzliche Gleichstellung und soziales Eingebundensein ein (vgl. 
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Hermes 2007, 4). Diese Kritik richtete sich insbesondere gegen die Sichtweise von Sonderein-

richtungen und somit gegen das klassische medizinische Erklärungsmodell von Behinderung2. 

Hier werden die Ursachen für Behinderung in der Person selbst als persönliches und 

problematisches Schicksal gesehen, indem sich an einer gesellschaftlichen Norm orientiert 

wird, von der diese Person in seinem physischen, psychischen und oder kognitiven Zustand 

abweicht. Über die Abweichung lässt sich der Grad der Behinderung bestimmen, wobei 

ebenso entschieden wird, ob eine Person als lern- oder geistig behindert diagnostiziert werden 

kann, was somit den weiteren Werdegang der Person prägt (vgl. Röh 2009, 48). Demnach 

wird von einem defizitären Zustand ausgegangen, der durch eine spezielle Behandlung 

verringert werden soll.  

Das gesellschaftliche Erklärungsmodell löst das medizinische Erklärungsmodell ab. Es sieht 

Veränderungsbedarf in den gesellschaftlichen Bedingungen und nicht in der Art der Behin-

derung des Menschen.  

Nach Wolfgang Jantzen definiert sich Behinderung, sodass sie  

„[…] nicht als naturwüchsig entstandenes Phänomen betrachtet werden [kann]. Sie wird sichtbar und 

damit als Behinderung erst existent, wenn Merkmale und Merkmalskomplexe eines Individuums 

aufgrund sozialer Interaktion und Kommunikation in Bezug gesetzt werden zu jeweiligen gesell-

schaftlichen Minimalvorstellungen über individuelle und soziale Fähigkeiten. Indem festgestellt wird, 

daß ein Individuum aufgrund seiner Merkmalsausprägung diesen Vorstellungen nicht entspricht, wird 

Behinderung offensichtlich, sie existiert als sozialer Gegenstand erst von diesem Augenblick an.“ 

(1974, 21 f.)  

Auch Andreas Hinz sieht ein Qualitätsproblem in puncto der Schulen, die sich als integrativ 

bezeichnen, sich aber bis heute auf die traditionelle Sichtweise des medizinischen Erklärungs-

modells, im Umgang mit SchülerInnen mit Behinderung, beziehen. Der Theorie der Integra-

tionspädagogik in den 70er Jahren ist es zwar gelungen, eine „Pädagogik der Vielfalt“ ohne 

Ausgrenzungen zu entwerfen. Sie stieß in der Erziehungswissenschaft allerdings auf wenig 

Interesse, sodass sie sich, mit Ausnahme in der Grundschulpädagogik, nicht weiter in der 

Praxis qualifizieren oder umsetzen ließ (vgl. Hinz 2002, 355).  

Weitere Kritik galt und gilt immer noch der Selektion in Bezug auf die Auswahl, welche 

SchülerInnen mit Behinderung integriert werden, da nicht allen das Regelschulsystem 

zugänglich ist (vgl. Prengel 2009, 107). Ein Widerspruch in sich, denn Integration in die 

allgemeine Schule kann nicht veränderte Formen von Selektion und Separation bedeuten, 

                                                 
2 Das medizinische Modell, auch personorientiertes Paradigma genannt, ist gem. Bleidick eins von vier verschie-
denen Paradigmen über Behinderung (vgl. Cloerkes 2007, 10).  
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sondern Ziel ist die Aufnahme von Kindern mit Behinderung auf der Basis einer 

gleichberechtigten Teilhabe und Teilgabe.  

Während sich die Anfänge der Elternbewegung zunächst auf die Skandalisierung von Ausson-

derungen bezogen, erweiterten sich die Inhalte der Argumentation auf Gleichberechtigung 

und Gerechtigkeit sowie gesetzliche Regelungen zur Nichtdiskriminierung zu einer reformpä-

dagogischen Bewegung, dessen Prozess bis heute anhält (vgl. Hinz 2002, 355).   

Im weiteren Verlauf werden nun die Schulprinzipien der Beschulungsformen für 

SchülerInnen mit Behinderung im deutschen Schulsystem thematisiert. Hierbei wird im 

Speziellen auf Veränderungen und Unterschiede in Bezug auf ein inklusives Schulsystem 

eingegangen. Alfred Sander teilt hier die schulische Entwicklung in fünf Phasen ein, die er 

wie folgt benennt: Exklusion, Segregation, Integration, Inklusion und Allgemeine Pädagogik. 

Nachfolgend wird auf die Phasen Segregation, Integration und Inklusion eingegangen. Im 

Anschluss darauf folgt die Phase der Allgemeinen Pädagogik, wobei die Phase der Exklusion 

für diese Arbeit nicht relevant ist und sie daher nicht weiter berücksichtigt wird. 

3 Die drei Schulprinzipien Segregation, Integration und Inklusion  

Allgemein findet nach wie vor ein Diskurs über die drei Schulprinzipien statt. Man kann 

jedoch festhalten, dass es sich hierbei um eine Weiterentwicklung in der Beschulung für 

SchülerInnen mit Behinderung handelt (vgl. Müller 2012, 98). 

Die drei Schulprinzipien sind mit pädagogischen Konzepten gefüllt, die im Kontext mittels 

historischen, situativen und philosophischen Denkrichtungen und mit anthropologischen, 

psychologischen, soziologischen und naturwissenschaftlichen Erkenntnissen entstehen. Sie 

unterscheiden sich in ihrer Haltung, wie mit den verschiedenen Kompetenzen der Schüler-

Innen umgegangen wird. Erläutert werden diese Haltungen mit dem Heranziehen von histo-

rischen Hintergründen. 

Im Folgenden werden die drei Prinzipien in ihrer Unterschiedlichkeit und Gemeinsamkeit 

betrachtet, wobei es dabei nicht um eine Beurteilung in „gut“ und „schlecht“ geht. Vielmehr 

geht es um ein Verständnis, welche Werte und Haltungen hinter diesen Prinzipien existieren 

und wie diese zu einer inklusiven Schule stehen.   

Kritische Einwände beziehen sich auf Momente des Stagnierens in Bezug auf eine Schule für 

alle Kinder und verfolgen das Ziel der Weiterentwicklung im Schulsystem im Sinne eines 

allgemeinen Schulrechts.  
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Auf das Prinzip der Segregation wird im Nachfolgenden nur kurz eingegangen, da sich 

vorliegende Arbeit lediglich auf einen Diskurs eines inklusiven Schulsystems bezieht. Die 

Unterscheidung der Schulprinzipien von Integration und Inklusion steht demzufolge im 

Vordergrund, wobei ebenso das Verhältnis von Theorie und Praxis innerhalb der Pädagogik 

betrachtet wird.  

3.1 Das Schulprinzip Segregation für SchülerInnen mit Behinderung in 

Sonderschulen  

Das Konzept der Sonderschulen basiert auf einem medizinischen Erklärungsansatz von 

Behinderung, wobei das ‟Problem Behinderung“ von dem Individuum mit seinem defizitären 

Zustand ausgeht, der in Sondereinrichtungen, wie die der Sonderschule, vermindert werden 

soll. Somit begründet die Sonderschule ihre Qualität für SchülerInnen mit Behinderung, 

indem sie Rahmenbedingungen, d.h. spezielle Formen des Unterrichts anbietet, der in homo-

genen Leistungsgruppen unter speziellen Curricula und spezifischen Unterrichtsmethoden 

sowie selbstentwickelten Lernmitteln unter qualifizierten SonderpädagogInnen, Sonderschul-

lehrerInnen und anderem Fachpersonal, in kleineren Klassen stattfindet (vgl. Eberwein 2002, 

505). Die Sonderschule nimmt somit alle SchülerInnen auf, die auf Grund ihrer Behinderung 

große Abweichungen gegenüber der Normschülerschaft haben, sodass sie dem Unterricht in 

allgemeinen Schulen nicht folgen können.  

3.2 Integrations- und Inklusionskritik gegenüber dem Schulprinzip Segregation 

Eine allgemeine Kritik gegenüber Segregation, die sich nicht nur auf die Form der 

Segregation in Sonderschulen bezieht, formuliert die Annahme, dass homogene Lerngruppen 

optimale Rahmenbedingungen für SchülerInnen bieten. Dabei handelt es sich um vermeintlich 

homogene SchülerInnengruppen, da trotz Segregation nach wie vor immer noch unterschie-

dliche Lern- und Leistungsvermögen in den Gruppen vorhanden sind, was wiederum zu einer 

Ausgrenzung von manch einem Individuum führen kann (vgl. Müller 2012, 99).  

In Bezug auf die Sonderschule wird die Spezialisierung über die defekt-spezifisch abgrenzen-

den Pädagogiken und Fachdidaktiken kritisch betrachtet, da hierrüber schon eine Ausgren-

zung auf wissenschaftlicher Ebene stattfindet. Zudem herrscht über das medizinische Modell 

eine eingeschränkte und starre Haltung gegenüber der Schülerschaft vor. Dies führt in der 

Praxis zu einer Trennung von SchülerInnen mit Behinderung und SchülerInnen ohne 

Behinderung. Es kommt aber noch zu weiteren Segregationen der Gruppe von SchülerInnen 
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mit Behinderung, indem „Behinderte“, z.B. Sehbehinderte und Blinde und „andere 

Behinderte“, wie z.B. Gehörlose, in dafür ausgerichteten Förderschulen voneinander getrennt 

werden. Forschungsergebnisse lassen jedoch die Schlussfolgerung zu, dass von einer 

segregierten Schulform abzuraten ist, da weder das soziale noch das bildungsinhaltliche 

Lernen in homogenen Gruppen zu besseren Ergebnissen führt (vgl. Müller 2012, 98 f.). U.a. 

verweist Annedore Prengel auf Begleituntersuchungen, die „[…] belegen, dass auf sozialer 

und kognitiver Ebene erfolgreiche Bildung in heterogenen Lerngruppen möglich ist.“ (2009, 

106) Der Ursprung der Segregation in der Vergangenheit war ein wichtiger Schritt in 

Richtung gesellschaftlicher und schulischer Integration und dennoch wird dieser auf Grund 

der vorgenannten Erkenntnisse in der heutigen Zeit als kritisch betrachtet. 

3.3 Die Schulprinzipien Integration versus Inklusion 

Für die weitere Betrachtung der Schulprinzipien Integration und Inklusion muss im Vorfeld 

eine Auseinandersetzung mit den jeweiligen Begrifflichkeiten geführt werden, da ihre 

Deutlichkeit für die pädagogische Auseinandersetzung in der Sprache, bei internationalen 

Vereinbarungen und in Dokumenten wesentlich ist und es nicht zu einer Verwirrung, einer 

Abnutzung oder gar Konsolidierung der zu erzielenden Werte im Hinblick auf die Qualität 

kommen darf. 

Problematisch bei der Verwendung dieser Begriffe ist, dass sie in der deutschsprachigen 

pädagogischen Auseinandersetzung häufig synonym ihren Gebrauch finden und verbreitet in 

unserem Schulsystem vorzufinden sind. Es gibt unterschiedliche Auffassungen, Umgangs-

weisen und Haltungen bezüglich dieser Begriffe, wobei für manche Inklusion lediglich ein 

neuer Begriff ist, während er für andere eine Weiterentwicklung von Integration bedeutet. Die 

Auffassung oder vielmehr noch die Befürchtung, Inklusion sei lediglich ein neuer Begriff, 

rührt daher, dass seit der Ratifizierung der UN-BRK im Jahr 2009, mit dem Begriff der 

Inklusion nur ein neues Interesse geweckt werden sollte, was über den Begriff der Integration 

nicht mehr gelungen ist. Diese Meinung begründet sich auch daher, weil Integration in der 

Praxis häufig inflationär benutzt wird und eine geringe Erhöhung der Integrationsrate3 im 

Verlauf der letzten Jahre festzustellen war (vgl. Hinz 2002, 354).  

Im Folgenden wird dargestellt, was diese Begriffe beinhalten. Dabei wird speziell auf die 

kritisch-konstruktiven Auseinandersetzungen von Alfred Sander und Andreas Hinz Bezug 

genommen. Alfred Sander gibt dem Begriff Inklusion drei unterschiedliche Bedeutungen. Die 

                                                 
3 siehe Tab. 1, Anhang S. 65 
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erste ist, dass Inklusion und Integration inhaltlich die gleiche Bedeutung haben und somit 

austauschbar sind. Dies begründet er über den Inhalt der verabschiedeten Salamanca-

Erklärung, die 1994 von der UNESCO auf der Weltkonferenz „Pädagogik für besondere 

Bedürfnisse: Zugang und Qualität“ („World Conference on Special Needs Education“) in 

Salamanca einberufen wurde und zwar mit dem Bestreben eine Schule für alle Kinder zu 

verwirklichen. Durch sie verbreitete sich der Begriff „inclusion“ auf internationaler Ebene, 

wobei in der deutschen Übersetzung und im generellen sprachlichen Gebrauch der Begriff 

Integration weiterhin verwendet wurde. Dies ist nach Sander legitim, da sich die 

Vereinbarungen über die Rahmenbedingungen für eine inklusive Pädagogik in der deutschen 

Fachliteratur der integrativen Pädagogik der 80er Jahre des 20. Jahrhunderts wiederfinden 

(vgl. Hermes 2007, 6 f.). Die zweite Bedeutung meint eine weiterentwickelte Form der 

Integration, wobei die Barrieren in der vorzufindenden Praxis der schulischen Integration 

stringent verhindert werden sollen. Demnach sind die Begriffe nicht mehr gleich zu setzen. 

Die dritte Bedeutung vertritt Sander und u.a. auch Andreas Hinz in ihrer Erweiterung über die 

Optimierung von Inklusion, was im Folgenden konkretisiert wird. Dieses Verständnis ergänzt 

Andreas Hinz, indem er die unterschiedlichen Blickwinkel in der Praxis der schulischen 

Integration und der noch zu entwickelnden Praxis der Inklusion in Form einer tabellarischen 

Gegenüberstellung4 veranschaulicht (vgl. Cloerkes 2007, 220 f.). 

3.3.1 Das Schulprinzip Integration 

Alfred Sander beschreibt die Praxis der Integration in die allgemeine Schule, indem ein Teil 

der Minderheitengruppe von SchülerInnen mit Behinderung in die bestehende dominierende 

Gruppe von SchülerInnen ohne Behinderung eingliedert wird (vgl. Röh 2009, 73). Der 

restliche Teil dieser Gruppe wird folglich in Förderschulen beschult. Über die Feststellung des 

sonderpädagogischen Förderbedarfs der SchülerInnen mit Behinderung wird der Zugang einer 

allgemeinen Schule des allgemeinbildenden Schulsystems5 ermöglicht oder auch nicht, 

abhängig davon, ob die allgemeine Schule dem sonderpädagogischen Förderbedarf gerecht 

werden kann. Die in einer allgemeinen Schule aufgenommen SchülerInnen werden daraufhin 

in gesonderter oder begleitender Weise von SonderschullehrerInnen in Form eines 

                                                 
4 siehe Tab. 2, Anhang S. 66 
5 Das allgemeinbildende Schulsystem gliedert sich in Schulformen, Schulstufen und Jahrgangsstufen auf. So 
zählen zu den allgemeinbildenden Schulen alle allgemeinen Schulen (Vorschulklasse, Grundschule, 
Stadtteilschule, Gymnasium) und Sonderschulen. Ist von allgemeinen Schulen die Rede, so zählen die 
Förderschulen/Sonderschulen nicht dazu (vgl. Behörde für Schule und Berufsbildung 2012, 6).  
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individuellen Curriculums unterrichtet, um an einem gemeinsamen Gegenstand lernen zu 

können, wobei die Sonderpädagogik in die allgemeine Schule einbezogen wird und 

schließlich beide Pädagogiken parallel zueinander laufen. Die SonderschullehrerInnen werden 

den SchülerInnen, je Bundesland in unterschiedlicher Höhe, stundenweise von Förderzentren 

zugewiesen. Dieser Prozess wird durch zusätzliches Personal, wie z.B. ErzieherInnen und 

SozialpädagogInnen, auch hier je Bundesland in unterschiedlicher Höhe, unterstützt. Zusätz-

liche Ressourcen stehen somit ausschließlich SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förder-

bedarf, mit dafür ausgebildetem Fachpersonal, zu6.  

Integration hat je Bundesland unterschiedliche Erfolge erzielt. Diese Erfolge können darauf 

zurückgeführt werden, dass sie je Bundesland durch unterschiedliche bildungspolitische 

Maßnahmen zur Umsetzung einer integrativen Schule für SchülerInnen mit Behinderung 

erfolgen. Maßgeblich für die Integration ist nicht die Behinderung, sondern die von der Politik 

bewilligten Bildungsmaßnahmen. Zur Situation der Integrations- bzw. Inklusionssituation in 

Hamburg wird in den Kapiteln 5.1.2, 5.2 und 5.3 ein genauerer Überblick gegeben. Zudem 

muss hier angemerkt werden, dass die Bundesrepublik Deutschland in ihrer Integrations-

entwicklung im europäischen Vergleich weit in Verzug steht. Ein Grund hierfür sind die 

geringen Ausgaben für den Bildungsbereich trotz des vergleichbaren bessergestellten Brutto-

inlandsproduktes (vgl. Eberwein / Knauer 2002, 13).  

3.3.2 Inklusionskritik an dem Schulprinzip der Integration  

Inklusionsvertreter betrachten die Entwicklung der Integration kritisch. Gründe hierfür liegen 

in quantitativen und qualitativen Aspekten. Bei den quantitativen Aspekten wird das Phäno-

men aufgezeigt, dass eine Abnahme der Integration beginnend von Kindertageseinrichtungen 

bis hin zur Sekundarstufe festzustellen ist. Bei den qualitativen Aspekten wird geschildert, 

dass je schwerer die Behinderung desto geringer die Integrationsmöglichkeit der SchülerInnen 

ist (vgl. Hinz 2003, 1). Hier wird speziell das Problem beschrieben, dass sich die Integration 

zu einer zwei-Gruppen-Theorie entwickelt hat, indem zwischen SchülerInnen mit und ohne 

Behinderung unterschieden wird. Dieses ist konträr zu dem ursprünglichen pädagogischen 

Gedanken der Integration, der besagt, dass sie sich im laufenden Prozess vervollständigen und 

ausweiten soll. Integration hat sich daher auf Grund der qualitativen und quantitativen 

Aspekte selektiv entwickelt. Das macht sich auch in der Integrationsentwicklung an den 

allgemeinen Schulen bemerkbar, da sich über die Jahre keine großen Veränderungen im 

                                                 
6 siehe Tab. 2, Anhang S. 66 
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Hinblick auf die Integrationsrate ergeben haben und es eher zu einer Stagnation gekommen ist 

(vgl. Hinz 2002, 354). Zu dieser Thematik wird im Kapitel 5.1.1 Bundesergebnisse und 

Kapitel 5.1.2 Landesergebnisse Hamburg noch quantifizierter eingegangen. 

Die Schwierigkeit, SchülerInnen mit Behinderung nicht gesondert von den SchülerInnen ohne 

Behinderung zu betrachten, bringen die von der Bildungspolitik je Bundesland unterschie-

dlich statuierten schulischen Rahmenbedingungen mit sich. Sie äußern sich in Form von 

einem unveränderten selektierenden Schulsystem. Bei diesen Rahmenbedingungen handelt es 

sich um rigide Strukturen im Hinblick auf festgeschriebene Lehrpläne, dem Notensystem und 

nach wie vor getrennt voneinander laufenden Ausbildungen der Sonderpädagogik und der 

allgemeinen Pädagogik. Dies hat zur Folge, dass weiterhin je Schule eine Normschülerschaft 

existiert. Diese Orientierung an der Norm verursacht im allgemeinen auch Differenzierung, 

die aber nicht, wie im Sinne der Inklusion beschrieben das Individuum an sich unterscheidet, 

sondern rein eine Differenzierung zwischen u.a. SchülerInnen mit und ohne Behinderung 

vollzieht und es so zu einer Aufteilung der Schülerschaft kommt. 

Problematisch dabei ist, dass die SchülerInnen mit Behinderung gesondert betrachtet und 

behandelt werden, z.B. über spezielle Förderpläne, spezielle Förderungen und zusätzliche 

Ressourcen, die nur für diese Gruppe entwickelt werden. Des Weiteren orientiert man sich 

dabei am Regelcurriculum, wie die SchülerInnen mit Behinderung am Unterricht teilnehmen 

können. Somit wird den SchülerInnen mit Behinderung ein Sonderstatus zugewiesen. Dieser 

Sonderstatus macht sie anders als die anderen und führt zu einer Segmentierung der 

SchülerInnen in zwei Gruppen, die der „Behinderten“ und der „Nicht-Behinderten“ und 

verhindert so Teil des Ganzen zu werden. Diese Andersartigkeit wird dadurch noch forciert, 

dass SonderpädagogInnen nicht Teil der schulischen Gemeinschaft sind und ausschließlich 

für SchülerInnen mit Behinderung zuständig sind. So laufen Regelpädagogik und 

Sonderpädagogik parallel zueinander und es kommt zu keinerlei Zusammenführung dieser 

Pädagogiken (vgl. Hinz 2002, 357 ff.). Hier wird ein Widerspruch des Integrationsgedankens 

deutlich, da im Allgemeinen die SchülerInnen nur über ihren festgestellten Förderbedarf in 

eine allgemeine Schule integriert werden und nicht, wie es das ursprüngliche Anliegen der 

Integrationstheorie war, dass der Prozess der Integration sich so entwickelt, dass alle 

SchülerInnen gemeinsam unterrichtet werden und sich an der Vielfalt der Schülerschaft 

orientiert wird.  

Inklusion ist das Leitbild der UN-BRK, die das medizinische Erklärungsmodell von Behin-

derung endgültig ablehnt und es durch das gesellschaftstheoretische Erklärungsmodell von 



16 

 

Behinderung ablöst. Die derzeitigen, auf der Basis des medizinischen Paradigmas von 

Behinderung, festgelegten Rahmenbedingungen, stehen im Gegensatz zum Inklusionsleitbild 

in der Kritik, nicht allen SchülerInnen mit Behinderung ein Besuch der allgemeinen Schule zu 

ermöglichen. Andreas Hinz äußert sich dazu wie folgt: „Sage mir deine Schädigung, ich sage 

dir deine Integrationsmöglichkeiten.“ (2002, 356) Durch diese Art der Integration, d.h. einer 

gleichbleibenden Zusammenstellung von Regel- und Sonderpädagogik und einer 

Unterscheidung nach dem Schädigungsgrad, wird es weiterhin Aussonderungen geben. Ziel 

der Inklusionsbewegung ist jedoch, dass es keine Randgruppen geben soll, die als nicht 

inkludierbarer Rest behandelt werden könnten. 

Um sich von dieser Entwicklung abzuheben, tritt hier die optimierte und erweiterte Form der 

Pädagogik von der integrativen zur inklusiven hervor. Diese Entwicklung soll eine neue 

Sichtweise bezüglich der individuellen Vielfalt aller Kinder herstellen. 

3.3.3 Das Schulprinzip der Inklusion 

Alfred Sander beschreibt Inklusion in den Phasen der Entwicklung schulischer Unterstützung, 

die wiederum die gesamte Heterogenität der Schülerschaft als Bereicherung sieht und 

wertschätzt. Ein Denken in zwei Gruppen, die der Normschülerschaft ohne Behinderung und 

die von der Norm abweichenden Schülerschaft mit Behinderung wird abgelehnt, und es 

kommt zu keinerlei Marginalisierung und Aussonderung. „Inklusive Bildung hat […] die 

Anerkennung der Normalität von Verschiedenheit zum Ziel und in diesem Rahmen die 

Leistungsförderung und Persönlichkeitsentwicklung aller Individuen.“(2004, 17)  

Andreas Hinz beschreibt Inklusion als ein Zusammenleben von verschiedenen Mehrheiten 

und Minderheiten, was zu einem Paradigmenwechsel und einem veränderten Selbst-

verständnis des Schulsystems führt und somit eine vorbehaltlose und nicht von Bedingungen 

abhängige Zugehörigkeit aller SchülerInnen ermöglicht. So richtet sich der Schwerpunkt bei 

der noch zu entfaltenden Praxis der Inklusion darauf, dass allen SchülerInnen, unabhängig 

von ihren Fähigkeiten, der Besuch einer allgemeinen Schule in ihrem Wohnumfeld zusteht 

und sie ein gleichberechtigtes und anerkanntes Mitglied der Gemeinschaft sind (vgl. 2002, 

355 f.). Inklusion beginnt bei der Wahrnehmung von Unterschiedlichkeiten der SchülerInnen, 

die durch Vielfalt und Differenz gekennzeichnet sind und deren Annahme und Wertschätzung 

als Bereicherung gesehen wird, was eine Aufmerksamkeit für andere diffe-rente Merkmale 

zulässt und jede Schülerin / jeder Schüler wichtig für das Ganze ist (vgl. Wunder 2010, 25 f.). 

Hier werden wichtige Unterschiede erkennbar. Nach dem Prinzip der Inklusion werden nicht 
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die Menschen an die Gesellschaft angepasst, sondern die gesellschaftlichen Strukturen und 

Institutionen werden in den Vordergrund gerückt. Dabei wird es zum Ziel, diese so zu 

verändern, dass sie den Bedürfnissen aller Mitglieder der Gesellschaft entsprechen (vgl. 

Hermes 2007, 7 f.). 

Auch differenziert Inklusion die SchülerInnen nicht nach ihrer Schädigung, macht über diese 

auch nicht ihre Teilhabe abhängig und teilt sie nicht in Gruppen ein, sondern sieht sie in ihrer 

Unterschiedlichkeit und Vielfalt. Für sie zählt die Heterogenität, die weitaus mehr beinhaltet 

als nur SchülerInnen mit oder ohne Behinderung. Zu den diversen Arten von Heterogenität 

zählen u.a. ethnische, kulturelle, religiöse, ethische, demografische, sprachliche, gesellschaft-

liche und geschlechtliche Unterschiede (vgl. Hinz 2002, 355). Nach Andreas Hinz zeichnet 

sich ein inklusives Schulsystem dadurch aus, dass es sich als umfassendes System für alle 

SchülerInnen sieht und ein Leben und Lernen für alle Kinder in der allgemeinen Schule 

ermöglicht7. Somit hat jedes Kind die Möglichkeit, vorbehaltlos und nicht von Bedingungen 

abhängig, eine Schule in seinem Wohnumfeld zu besuchen, wobei sein emotionales 

Wohlbefinden und soziales Eingebundensein im Vordergrund steht. Dies wiederum setzt ein 

multiprofessionelles Team voraus, wobei jede Pädagogin / jeder Pädagoge in gleicher Weise 

anerkannt und wertgeschätzt wird und ein gleichberechtigtes Mitglied der Schule ist, und dass 

sich alle PädagogInnen auf Augenhöhe begegnen. Dabei sieht Andreas Hinz für Inklusion die 

Bedeutung und Anerkennung in allen Berufsgruppen.  

„Inklusion braucht nicht den ʻInklusionspädagogenʼ, hilfreich sind vielmehr verschiedene 

pädagogische Professionen (Schul-, Sonder-, Sozialpädagogik) mit ihren spezifischen – allerdings im 

Hinblick auf das gemeinsame Lernen in heterogenen Gruppen deutlich veränderten – Blickwinkeln, 

die erst die vorhandenen Spannungsfelder aus verschiedenen Perspektiven ausbalancieren 

können.“(2002, 359)  

Das multiprofessionelle Team plant und reflektiert gemeinsam das Leben und Lernen der 

heterogenen Schülerschaft in der Schule unter Beachtung der emotionalen, sozialen und 

unterrichtlichen Ebene, wobei die Zusammenarbeit mit den Eltern bzw. Erziehungs-

berechtigten von großer Bedeutung ist, um auf die Heterogenität eingehen zu können. Somit 

gestaltet sich der Unterricht von einem Regelcurriculum und individuellem Curriculum zu 

einem gemeinsamen individualisierten Curriculum8 für die heterogene Schülerschaft, damit 

alle an einem gemeinsamen Gegenstand sinnvoll lernen können, wie z.B. in Form eines 

projektorientierten Unterrichts. Das gemeinsame Lernen setzt aber nicht nur ein multi-

                                                 
7 siehe Tab. 2, Anhang S. 66 
8 Ein individualisierter Curriculum berücksichtigt die „[…] kognitive, emotionale, soziale und kreative Entwick-
lung eines Kindes […].“ (Deutsche UNESCO-Kommission e.V. 2010, 18) 
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professionelles Team, sondern auch eine systemische Ressourcenzuweisung voraus, wovon 

wiederum auch das Bestehen eines multiprofessionellen Teams abhängig ist. So kann jede 

Schule individuell ihre Ressourcen einsetzen und somit den Blick auf die gesamte 

Schülerschaft in unterstützender Weise richten und hebt in Zuge dessen auch die Etikettierung 

der SchülerInnen mit Behinderung auf.  

So ist jede Schülerin / jeder Schüler als „[…] »normal« wahrzunehmen und entsprechend zu fördern 

und zu unterstützen. Dies hat in letzter Konsequenz zur Folge, dass niemand besondere Bedürfnisse 

hat, sondern nur die jeweils eigenen, denen die Schule verpflichtet ist durch die Bereitstellung 

spezieller Mittel und Methoden Rechnung zu tragen.“ (Müller 2010, o. S.; zit. n. Müller 2012, 101)   

Im selben Zuge laufen Regelpädagogik und Sonderpädagogik, die Teil des multiprofessio-

nellen Teams sind, nicht mehr parallel getrennt voneinander, sondern ergeben eine Synergie, 

wobei sich beide so verändern, dass sich eine Zusammenarbeit und Zuständigkeit für alle 

SchülerInnen ergibt. Somit haben SonderpädagogInnen an allgemeinen Schulen keine 

gesonderte Rolle mehr, sondern sind ein anerkanntes gleichberechtigtes Mitglied der Schule 

und des multiprofessionellen Teams und zugleich zuständig für die heterogene Schülerschaft.  

Hier werden wichtige konzeptionelle Unterschiede im Bezug auf die Integration erkennbar, 

worüber sich die These bestätigt, dass Inklusion unter heutigem Bewusstsein als Weiterent-

wicklung der Integration zu verstehen ist. „[…] Inklusion beinhaltet zwar Gedankengänge der 

Integration, fasst aber die Bestrebungen gegen Aussonderung wesentlich weiter und grund-

sätzlicher als dies in der Integrationsdebatte je diskutiert wurde.“ (Müller 2012, 101) Sie 

reflektiert die Ziele und die Ist-Situation der Integration und erschließt daraus Veränderungs-

potenzial, welches sie sich in Form der Umsetzung als Ziel setzt. Des Weiteren nimmt sie alle 

SchülerInnen in den Blick und unterstützt dabei das individuelle und soziale Lernen. 

Inklusion ist nichts Neues in unserer Gesellschaft. Sie zeigt jedoch eine veränderte Sichtweise 

im Umgang und in der Handhabung mit Vielfalt.  

Inklusion basiert auf der Pädagogik der Vielfalt, oder auch als Allgemeine Pädagogik 

bezeichnet, die wie erwähnt in den 70er Jahren entwickelt wurde, jedoch in der Praxis der 

Integration nur wenig Beachtung erfuhr, während die Integrationsbewegung diesen Gedanken 

von Anfang an vertreten hatte. So war ihr Anliegen, wie das der Inklusion, die 

zusammenhanglosen verschiedenen Pädagogiken zusammenzuführen mit einer gewollten 

Haltung aller Akteure auf die Person und nicht auf deren Defizite, die es zu beseitigen galt 

(vgl. Feuser 2012, 15).  
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3.4 Pädagogik der Vielfalt 

Im bisherigen lag der Fokus darin herauszufinden, ob sich die Praxis der Integration mit der 

noch zu entfaltenden Praxis der Inklusion voneinander unterscheiden. Das Ergebnis war hier 

eine deutliche Abgrenzung. Nun stellt sich die Frage, ob es auch zu einer Weiterentwicklung 

in der Theorie gekommen ist. Die Ausnahme bestand darin, dass sich dieses System zu einem 

Ersetzenden entwickeln könnte. Der Fokus lag auf dem Substituieren, was jedoch nicht eintrat 

und ein ergänzendes System bestehen blieb. 

Wie eingangs darauf hingewiesen wurde, ist es der Integrationspädagogik der 70er Jahre 

gelungen, eine Pädagogik in Praxis und Theorie zu entwerfen, in der die Vielfalt der 

SchülerInnen anerkannt wird. Eine Vielfalt, wie sie auch in der Praxis der Inklusion 

wahrgenommen wird, wobei auch sie die Hintergründe gesellschaftlicher Marginalisierungen 

und sozialer Milieus hinterfragt und sich somit ein neuer Blick auf die Heterogenität 

kindlicher Entwicklung ergibt (vgl. Hinz 2004, 55).  

So wurden u.a. von Andreas Hinz, Annedore Prengel und Alfred Sander inklusive 

Aufzeichnungen, wie die der „Pädagogik der Vielfalt“ oder auch als „Allgemeine Pädagogik“ 

bezeichnet, bereits formuliert, die im Zuge der Praxis der Integrationspädagogik entstanden. 

Sie enthielten ein positives Feedback von LeherInnen in Bezug auf ein sinnvolles Lernen und 

Leben in heterogenen Klassen (vgl. Prengel 2009, 106). Aus heutiger Sicht kann man fest-

halten, dass Heterogenität stets ein Bestandteil des theoretischen Gutes der deutschsprachigen 

Integrationspädagogik war und nach wie vor ist. Sie beinhaltet schon immer die 

verschiedensten Formen von Heterogenität und sieht die Bedeutung in individualisierte 

Curricula, wodurch auf die Schülerschaft demokratisch und human eingegangen wird und ein 

möglicher Assistenzbedarf ohne sozialen Ausschluss erfolgt (vgl. Feuser 1996, 3). Diese 

Formen implizieren mitunter die gesellschaftliche Marginalisierung oder das soziale Milieu. 

Sie wurden jedoch nicht so hervorgehoben wie z.B. Geschlechterrollen oder interkulturelle 

Faktoren. Auf Grund ihrer sozialen Unterscheidung und der daraus resultierenden Stagnation 

der Integration in Deutschland ist an dieser Stelle daher Kritik angebracht. Dieser Punkt der 

sozialen Benachteiligung wurde jedoch in ihr immer schon wahrgenommen und letztendlich  
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bei der Einführung integrativer Grundschulen9 in Hamburg auch umgesetzt (vgl. Hinz 2004, 

55). Es wurde lediglich der Begriff der Integration durch den Begriff der Inklusion substi-

tuiert. Diese Veränderung der Begrifflichkeit erzeugte anfangs eine positive Besetzung, die 

sich aber durch ihren ständigen Gebrauch ins inhaltslose verkehrte. 

Das Bestreben der Integrationstheorie, ergo die Pädagogik der Vielfalt, stieß in der Erzie-

hungswissenschaft jedoch auf wenig Interesse, sodass sie sich, mit Ausnahme in der Grund-

schulpädagogik, nicht weiter in der Praxis qualifizieren oder umsetzen ließ (vgl. Hinz 2002, 

355). Die Pädagogik der Vielfalt weist auch auf die Voraussetzung eines Paradigmenwechsels 

für ein gemeinsames Leben und Lernen hin. Hier stehen sich „[…] Bereicherung versus 

Leiderfahrung, Standardisierung versus Individualisierung und illusionäre Ideologisierung 

von Vielfalt versus Bemühen um partielle Annäherung an Vielfalt [gegenüber].“ (Prengel 

2009, 109) So vertritt die Pädagogik der Vielfalt eine menschenrechtliche Perspektive, deren 

Verpflichtung die Anerkennung vielfältiger Lebensweisen ist und die heterogene Schüler-

schaft als Bereicherung sieht und wertschätzt. Auch ihre Kritik wendet sich gegen die 

leistungsorientierte Sichtweise, die Strukturen für homogene Lerngruppen schafft, bei denen 

manche SchülerInnen den Anforderungen des Lehrplans nicht entsprechen und somit 

selektiert werden, indem sie in eine andere Schule verwiesen werden. Dieses Verfahren 

widerspricht dem Grundsatz der Heterogenität und steht zudem konträr zum allgemeinen 

Recht des Individuums und der allgemeinen Bürgerrechte. Alfred Sander beschreibt hier die 

letzte Etappe der schulischen Unterstützung als „Allgemeine Pädagogik“. Vielfalt und 

Heterogenität werden als normal angesehen, eigene Begriffe sowie spezifische Ansätze oder 

Konzepte für einzelne Gruppierungen werden somit überflüssig. Inklusion geht in eine 

Allgemeine Pädagogik über (vgl. Hermes 2007, 10). 

4 Inklusion braucht ethische Werte 

Die Theorie der allgemeinen Pädagogik spiegelt sich in der ethischen Grundlage wieder, die 

wiederum in den Menschenrechten als vielfältige Teilhabe des einzelnen Individuums 

verankert ist.  

„[…] Menschenrechte […] gelten […] als universalgültige ethische Postulate, die eine(n) Jede(n), 

jede(n) Einzelne(n), aber auch jede Gemeinschaft bis zur (staatlich verfassten) Gesellschaft binden. 

                                                 
9 Die Integrativen Regelklassen an Hamburgs Integrativen Grundschulen unterscheiden nicht in Kinder mit und 
ohne Behinderung, da sie die Einschulung nicht von einem festgestellten Förderbedarf abhängig machen müssen. 
Durch eine zusätzliche Ressourcenzuweisung, die an eine Aufnahme aller Kinder gebunden ist, wird es möglich,  
auf die Bedürfnisse aller SchülerInnen eingehen zu können und somit eine Etikettierung von SchülerInnen mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf zu vermeiden (vgl. Hinz 2002, 358). 
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[…] [Sie sind] einklagbare Regeln im Leben von Staat und Gesellschaft […].“ (Lob-Hüdepohl 2010, 

15)  

Menschenrechte stehen als wichtigstes Gut des Individuums und deren Würde und dienen 

gleichzeitig der Anerkennung des Individuums ohne jegliche Einschränkungen. Für diese 

ethischen Werte, verankert in den Menschenrechten, muss die Gesellschaft sensibilisiert 

werden, was unter den Bedingungen einer leistungsorientierten Gesellschaft nicht einfach ist. 

Problematisch ist weiterhin die Umsetzung der Menschenrechte, da nach wie vor an einer 

Normgesellschaft festgehalten und gemessen wird. Zudem ist es im Art. 3, Abs. 1 und 3 GG 

bestimmt, dass alle Individuen das gleiche Recht auf Einbeziehung und Verwirklichung in der 

Gesellschaft haben. Die Teilhabe des Individuums in der Gesellschaft bildet somit das 

Fundament einer inklusiven Praxis, welches Beeinträchtigungen ausschließt, Chancen-

gleichheit gewährt, Zugangsbarrieren vermeidet und somit auch eine vollständige Teilhabe an 

öffentlichen Gütern ermöglicht. Es geht also um Prämissen, die für jeden Menschen gegeben 

sein müssen, für die Möglichkeit und das Recht ein menschenwürdiges Leben führen zu 

können. Die verbindliche UN-BRK setzt sich hier für die Menschenrechte behinderter 

Menschen ein und statuiert Regeln und Weisungen für die Existenz und Umsetzung der 

Menschenrechte für ein angemessenes und harmonisches Leben. Zudem erweitert sie 

inhaltlich die Anerkennung von Heterogenität, indem sie dessen Wertschätzung, und nicht 

dessen Toleranz fordert (vgl. Lob-Hüdepohl 2010, 18). Die Zielbestimmung inklusiver Praxis 

basiert auf dieser menschenrechtlichen Grundlage und deren Verwirklichung. Sie beinhaltet 

die notwendigen Kriterien, über die sie ihre Legitimation und Sinnhaftigkeit pädagogischen 

Handelns begründet, was zu möglichen Veränderungen im positiven Sinne für eine inklusive 

Praxis führen kann. 

Das Recht auf Bildung ist eines der elementaren Kultur- und Sozialrechte. Hierbei soll 

gewährleistet werden, dass Individuen ihre Freiheits- sowie auch politische Partizipations-

rechte wahrnehmen können, wie z.B. den ökonomischen, sozialen oder kulturellen Erwerb. 

Jedoch ist unsere Gesellschaft von einer Mehrheitsgesellschaft geprägt, in der mögliche 

Differenzen auftreten, gemessen und bewertet werden. Daher ist es verständlich, dass z.B. das 

Zusammensein von Menschen mit und ohne Behinderung gleichermaßen als befremdlich 

wahrgenommen werden könnte. Aus diesem Grunde ist es wichtig, ein anderes Bewusstsein 

für das Bild der Gesellschaft zu entwickeln, welches sich nicht an der Mehrheitsgesellschaft, 

sondern an der Vielfalt orientiert. Als verankertes Recht scheint die Teilhabe zwar selbst-

verständlich, doch in der vorzufindenden Praxis zeigt sie sich eher befremdlich. Dieses 
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Bewusstsein ist zudem Grundvoraussetzung für eine inklusive Schule und muss Bestandteil 

des aktuellen Schulprozesses sein.  

5 Allgemeine politische und gesetzliche Rahmenbedingungen für ein inklusives Schul-

system  

Auch im Kontext der Bildungspolitik fand über Jahrzehnte sukzessiv eine Veränderung in der 

Sichtweise auf Menschen und Vielfalt statt. Dieser Wandel soll speziell auf Menschen mit 

Behinderung in der Sichtweise des Objekts, als reine Leistungsempfänger in einem 

Leistungssystem, hin zum Subjekt erfolgen, das BürgerInnen mit ihren uneingeschränkten 

Bürgerrechten sieht. 

In Bezug auf ein inklusives Schulsystem sollen nachfolgend im weiteren Diskurs die 

politischen und gesetzlichen Voraus- und Umsetzungen erst im Allgemeinen und anschlie-

ßend am Fallbeispiel Hamburg erörtert werden. Um einen Einblick in die politisch rechtlichen 

Rahmenbedingungen zu gewähren, die zu einer inklusiven Schulentwicklung beigetragen 

haben, wird im Anschluss ein kurzer historischer Überblick gegeben. Hierzu wurden und 

werden unterschiedliche Gesetze, Verträge, Empfehlungen und Rahmenbedingungen der 

BRD sowie auch von internationalen Gremien entwickelt, ratifiziert und teils verabschiedet. 

Hier liegt der Fokus im Paradigmenwechsel, der speziell die Abkehr des Sonderschulsystems 

hin zur Möglichkeit der Teilhabe am Regelschulsystem stellt. 

 

• 1972 Einen wesentlichen Beitrag SchülerInnen mit Behinderung am Schulleben 

teilhaben zu lassen, setzte die KMK mit ihrer „Empfehlung zur Ordnung des 

Sonderschulwesens“. Hier nahm sie speziell Bezug auf allgemeine Menschenrechte, 

die besagen, dass jeder Mensch das Recht auf Bildung hat. Diese Empfehlung 

beschrieb aber lediglich das Recht auf Bildung in Form eines Sonderschulbesuches, da 

die Sichtweise vorherrschte, es sei effizient, SchülerInnen mit Behinderung in einem 

gesonderten Schulsystem in homogenen Gruppen zu unterrichten. Im Zuge dessen 

wurde mit dieser Empfehlung auch eine Erweiterung eines differenzierten 

Sonderschulwesens befürwortet. Diese wurde 1984 als Gesetz verankert (vgl. KMK 

1994a, 2).  

 

• 1983 wurde über den Art. 120 des UN-Weltaktionsprogramms für behinderte 

Menschen hervorgehoben, dass eine gemeinsame Beschulung von SchülerInnen mit 
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und ohne Behinderung an allgemeinen Schulen präferiert werden soll (vgl. Feuser 

2010, 5) 

 

• 1992 trat die UN-Kinderrechtskonvention „Übereinkommen über die Rechte des 

Kindes“ für Deutschland in Kraft. Die Kinderrechtskonvention forderte im Art. 23 

„Förderung behinderter Kinder“, Abs.1-3 für Kinder mit Behinderung eine aktive 

Teilhabe am Gemeinschaftsleben und dessen möglichst vollständige Integration, unter 

Berücksichtigung der Würde des Kindes. Dafür musste, unter der Berücksichtigung 

und Erfüllung der besonderen Bedürfnisse des Kindes mit Behinderung der Zugang zu 

Erziehung, Ausbildung und Gesundheitsdiensten sicher gestellt sein (vgl. UN-

Kinderrechtskonvention 1989, Art. 23, Abs.1-3). 

 

• 1994 fand die UNESCO Weltkonferenz „Pädagogik für besondere Bedürfnisse: 

Zugang und Qualität“ in Salamanca statt. 92 Staaten, darunter auch Deutschland, 

unterzeichneten diese Salamanca Erklärung. Das Grundanliegen zur Nichtdiskri-

minierung von Menschen mit Behinderung liegt in der Orientierung an allgemeinen 

Schulen, die inklusiv ausgerichtet sind. Dieses basiert auf dem Ansatz pädagogischer 

und lerntheoretischer Art, die sich wiederum an der Pädagogik der Vielfalt orientiert. 

Zudem wird beschrieben, dass es ohne den Weg einer inklusiven Schule nicht zu einer 

gesellschaftlichen Dazugehörigkeit kommen kann, in der Individuen willkommen 

sind. Aber auch in ökonomischer Hinsicht wird argumentiert, dass Regelschulen im 

Vergleich zu Förderschulen ein optimaleres Kosten-Nutzen-Verhältnis bringen (vgl. 

Preuss-Lausitz 2011, 11 f.). 

 

• 1994 hat die KMK eine „Empfehlung zur sonderpädagogischen Förderung in den 

Schulen in der Bundesrepublik Deutschland“ verfasst. Sie berücksichtigt bei ihren 

Empfehlungen „[…] zum einen die pädagogischen Folgen der gesellschaftlichen Um-

brüche und die […] veränderten Lebensbedingungen und Lernvoraussetzungen der 

Kinder und Jugendlichen; sie tragen zum anderen einem gewandelten pädagogischen 

Selbstverständnis Rechnung.“ (1994a, 2) Mit dieser Empfehlung ist eine Abkehr von 

dem Begriff „SchülerInnen mit Behinderung“, hin zu dem Begriff „SchülerInnen mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf“ festzustellen. Mit diesem Schritt wird eine 

schulische Weiterentwicklung für SchülerInnen mit Behinderung gesichert, die einen 
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gemeinsamen Unterricht von SchülerInnen mit und ohne Behinderung forcieren soll. 

Um dies zu ermöglichen, müssen jedoch spezielle Rahmenbedingungen, Barriere-

freiheiten und Ressourcen, die in der Empfehlung ausformuliert sind, vorhanden sein, 

um eine angemessene Qualität der Fördermaß-nahme sicher zu stellen (vgl. KMK 

1994a, 3). Weiterhin beschreibt sie jedoch lediglich in ihrer „Empfehlung zur Arbeit 

in der Grundschule“, unter dem Punkt sonderpädagogische Förderung: „Grundschule 

und Sonderschule sollen dafür Sorge tragen, daß behinderte und nichtbehinderte 

Kinder gemeinsame Erfahrungen machen können.“ (1994b, 15) 

 

• 1994 Einen bedeutenden Beitrag für mehr Chancengleichheit und Gleichberechtigung 

von Menschen mit Behinderung traf der Deutsche Bundestag mit der Erweiterung des 

Art. 3, Abs. 3, S. 2 GG. In diesem Artikel wurde festgelegt, dass „Niemand […] 

wegen seiner Behinderung benachteiligt werden [darf].“ Diese Erweiterung rückt 

speziell die Selbstbestimmung und Teilhabe von Menschen mit Behinderung in den 

Mittelpunkt der Behindertenpolitik (vgl. BMAS 2009, 17). Schulen sind auf Grund 

dieser Gesetzgebung verpflichtet, SchülerInnen mit Behinderung aufzunehmen. 

Jedoch müssen hierfür schulische Rahmenbedingungen für einen Eintritt vorliegen. 

Sollten diese Rahmenbedingungen nicht existieren, entsteht eine gesteigerte 

Begründungspflicht auf Seiten der Schulbehörde (vgl. Eberwein / Knauer 2002, 14). 

 

• 2001 / 2002 Wie schon 1994 durch die Erweiterung des Art. 3, GG ein 

Benachteiligungsverbot für Menschen mit Behinderung ausgesprochen wurde, konnte 

nun durch das SGB IX im Jahr 2001 und dem BGG 2002, um die gesetzlichen 

Voraussetzungen zur Umsetzung des Benachteiligungsverbots durchzusetzen, 

wichtige Elemente geschaffen werden (vgl. BMAS 2009, 17). „Dabei trägt das SGB 

IX dem Grundsatz des selbstbestimmten Lebens und der Eigenverantwortlichkeit 

behinderter Menschen Rechnung und löst das bisher an Fürsorge und Versorgung 

behinderter Menschen orientierte Prinzip ab.“(Stiefvater / Achilles 2011, 4) In dem 

BGG § 4 geht es speziell um den Kontext der Barrierefreiheit für Menschen mit 

Behinderung. Durch das SGB IX und dem BGG wurde ein nationaler Paradigmen-

wechsel initiiert (vgl. BMAS 2009, 19). 
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• 2006 wurde nach vierjähriger Verhandlungszeit die „UN-Konvention über die Rechte 

von Menschen mit Behinderung“, die 50 Artikel beinhaltet und das dazugehörige 

Zusatzprotokoll der Vereinten Nationen, verabschiedet. Die Grundwerte des Vertrags-

werkes, die von Menschen mit Behinderung mitentwickelt wurden, richten sich an die 

gesamten universellen Menschenrechte und Grundfreiheiten und konkretisieren diese 

für Menschen mit Behinderung.  

Dabei bestätigt sie ausdrücklich ihre weltweite Gültigkeit. Die UN-BRK bringt einen 

endgültigen internationalen Paradigmenwechsel, in dem sie u.a. das medizinische 

Modell von Behinderung durch das gesellschaftstheoretische Modell von Behinderung 

ablöst. Dieses wird speziell im Art. 1 und im Art. 3 der UN-BRK, durch die gleich-

berechtigte, selbstbestimmte und nichtdiskriminierende Teilhabe und Teilgabe ohne 

Barrieren an der Gesellschaft sowie der Wertschätzung menschlicher Vielfalt und 

innewohnenden Würde eines jeden Individuums deutlich (vgl. UN-BRK Art. 1 und 3). 

Somit fordert sie Inklusion als Menschenrecht ein. Inklusion als Handlungs-

konsequenz erklärt daher „[…] Das Anrecht auf Teilhabe am sozialen, kulturellen, 

wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben […] in alle Lebensbereichen.“ (Wocken 

2011, 56) Am deutlichsten ersichtlich wird dies im Art. 24 „Bildung“ beschrieben, der 

für diese Arbeit wesentlich ist. Laut Hubert Hüppe, Beauftragter der Bundesregierung 

für die Belange behinderter Menschen, haben bis zum Dezember 2011 153 Staaten die 

UN-BRK unterzeichnet, worunter 106 diese ratifiziert haben und sich somit der 

Umsetzung verbindlich verpflichtet haben (vgl. Beauftragter der Bundesregierung für 

die Belange behinderter Menschen 2011).  

Die UN-BRK weist darauf hin, dass für eine qualitativ hochwertige Umsetzung der 

Konvention ein gewisses Zeitkontingent und ausreichend finanzielle Mittel zur 

Verfügung stehen müssen, um die Rechte zu verwirklichen und zu gewährleisten. 

Jedoch soll die Umsetzung durch die Vertragsstaaten schrittweise, analog der 

möglichen Ressourcen, erfolgen (vgl. BMAS 2009, 18). Um diesen Prozess auf seine 

Qualität und Umsetzung zu kontrollieren, fordert die UN-BRK von den 

Vertragsstaaten regelmäßige Staatenberichte, durchgeführt von unabhängigen 

Monitoring-Stellen der einzelnen Nationen, welche von dem „Ausschuss für die 

Rechte von Menschen mit Behinderungen“ zur Durchführung und Überwachung der 

UN-BRK überprüft werden (vgl. BMAS 2009, 18).  
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• 2009 Nachdem Deutschland die UN-BRK und das Zusatzprotokoll im März 2007 

unterzeichnet hat und dessen Ratifizierung durch den Deutschen Bundestag daraufhin 

erfolgte, gilt die UN-BRK für Deutschland seit dem 26. März 2009 als verbindlich. 

Deutschland verpflichtet sich hiermit seine nationalen Regelungen anzupassen. Mit 

der Durchführung der UN-BRK ist in Deutschland das Bundesministerium für Arbeit 

und Soziales (BMAS) betraut. Hierzu hat die Bundesregierung das Deutsche Institut 

für Menschrechte als Monitoring-Stelle zur Beratung, Begleitung, Unterstützung und 

zur Kontrolle beauftragt (vgl. BMAS 2009, 17 ff.). Deutschland hat hierdurch einen 

bedeutenden Schritt in Richtung einer inklusiven Gesellschaft getan. 

Kritisch zu hinterfragen bleibt, weshalb die amtliche, gemeinsame Übersetzung von 

Deutschland, Österreich, der Schweiz und Lichtenstein des englischen Originaldo-

kuments und dessen Abstimmung der deutschen Version mit einer geringen Teilnahme 

der relevanten Zielgruppe und deren Vereine und Organisationen erfolgte. Daraufhin 

hat das NETZWERK ARTIKEL 3 e.V. eine Schattenübersetzung der UN-BRK 

verfasst, da die Wortwahl zur Bewusstseinsbildung beiträgt. Die Bewusstseinsbildung 

der gesamten Gesellschaft ist ein wichtiges Anliegen der Konvention. Deshalb soll mit 

der Schattenübersetzung eine deutsche Version des Konventionstextes zur Verfügung 

gestellt werden, die der authentischen Fassung mehr entspricht als die offizielle 

deutsche Übersetzung (vgl. Beauftragter der Bundesregierung für die Belange behin-

derter Menschen 2010, 6).  

Bei der Übersetzung setzt sich die Verwirrung über die Begrifflichkeiten Integration 

und Inklusion fort. In der englischen Originalfassung wird von „inclusion“ gespro-

chen, was ins deutsche mit Integration übersetzt wurde. Auch das BMAS spricht von 

einem integrativen Bildungssystem, was die Auslegung und Umsetzung der 

Konvention erschwert. Die Schattenübersetzung und viele andere Dokumente, wie 

z.B. die Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft „Inklusive Bildung an Hamburgs 

Schulen“ verwenden den Begriff Inklusion. In dieser Arbeit wird sich als Maßstab auf 

die Schattenübersetzung der UN-BRK berufen, da wie in den vorherigen Kapiteln 

verdeutlicht wurde, der Begriff Integration dem Begriff der Inklusion nicht mehr 

gerecht wird. Zudem zählt die deutsche Sprache nicht zu den offiziellen UN-Sprachen, 

sodass eine Rechtsgültigkeit für die englische Fassung besteht (vgl. Preuss-Lausitz 

2011, 10). 
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Die aktive Umsetzung der UN-BRK stellt für Deutschland einen Meilenstein dar, denn 

es geht nicht um ein Dabeisein, sondern vielmehr um eine gleichberechtigte Teilhabe 

auf allen gesellschaftlichen Ebenen zu verwirklichen. Dieser wird z.B. allein durch die 

unterschiedlichen Definitionen von Behinderung deutlich. Dabei scheint die 

unterschiedliche Auffassung darüber wesentlich zu sein, welche Gründe zu einer 

beeinträchtigten Teilhabe an der Gesellschaft führen. So wird zwar einheitlich in den 

Definitionen von Behinderung im § 2 SGB IX und im Art. 1 UN-BRK gemäß der 

Schattenübersetzung von einer Behinderung ausgegangen, wenn bei Menschen eine 

„[…] langfristige körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigung […]“ 

besteht. (NETZWERK ARTIKEL 3 e. V. 2011, Art. 1) Allerdings wird dessen 

eingeschränkte Teilhabe am Leben der Gesellschaft auf unterschiedliche Ursachen 

zurückgeführt. Nach § 2 SGB IX liegt diese in der Person selbst begründet, da diese zu 

sehr von der alterstypischen Norm abweicht. Anders wird diese, nach Art. 1 UN-BRK, 

auf verschiedene Barrieren zurückgeführt, mit denen die Menschen in 

Wechselwirkung stehen und „[…] ihre volle und wirksame Teilhabe gleichberechtigt 

mit anderen an der Gesellschaft behindern können.“ (NETZWERK ARTIKEL 3 e. V. 

2011, Art. 1) Das erweckt das Bild, dass über diese Definition von Behinderung in 

Deutschland nach wie vor von einer Normgesellschaft ausgegangen wird, an der die 

Minderheit Menschen mit Behinderung gemessen werden und dessen Teilhabe am 

Leben der Gesellschaft von ihren persönlichen Voraussetzungen abhängig ist. Der 

Blick auf die menschliche Vielfalt und deren Wertschätzung wird hieraus nicht 

ersichtlich, ohne dessen die Umsetzung der UN-BRK und somit eine inklusive 

Gesellschaft aber nicht möglich ist. Das Bildungssystem muss hierzu folglich einen 

wichtigen Beitrag leisten. Mit der Einführung des Art. 24 „Bildung“ der UN-BRK, der 

für alle Vertragsstaaten verbindlich statuiert wurde, führte dies in Deutschland zu einer 

Trendwende in der Bildungspolitik, speziell mit dem Fokus auf Inklusion. Durch die 

Verbindlichkeit des Art. 24 UN-BRK sind nun die einzelnen Bundesländer 

Deutschlands verpflichtet, die u.a. bis dato existierenden Schulgesetze zu prüfen und 

entsprechend des Art. 24 UN-BRK angemessen zu modulieren. Hierbei wird über den 

Art. 7 „Kinder mit Behinderung“ der UN-BRK im Abs. 2 darauf hingewiesen, dass in 

erster Linie das Wohl des Kindes10 zu berücksichtigen ist. Allgemein richtet sich der 

Art. 7 speziell an Kinder mit Behinderung, um auch für sie eine Gleichberechtigung 
                                                 
10 In diesem Sinne ist nicht die Kindeswohlgefährdung nach dem SGB VIII, sondern das Wohl des Kindes 
gemeint.  
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aller Menschen-rechte und Grundfreiheiten mit anderen Kindern sicherzustellen, wie 

z.B. in Form eines inklusiven Bildungssystems (vgl. NETZWERK ARTIKEL 3 e. V. 

2011, Art. 7). Die für vorliegende Arbeit wesentlichen Kernaussagen in Anlehnung 

auf das Schulsystem, gemäß des Art. 24 UN-BRK, lauten hierzu wie folgt: 

 
„(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf 
Bildung. Um dieses Recht ohne Diskriminierung und auf der Grundlage der 
Chancengleichheit zu verwirklichen, gewährleisten die Vertragstaaten ein inklusives 
Bildungssystem auf allen Ebenen und lebenslanges Lernen mit dem Ziel,  
a) die menschlichen Möglichkeiten sowie das Bewusstsein der Würde und das 
Selbstwertgefühl des Menschen voll zur Entfaltung zu bringen und die Achtung vor den 
Menschenrechten, den Grundfreiheiten und der menschlichen Vielfalt zu stärken; 
b) Menschen mit Behinderungen ihre Persönlichkeit, ihre Begabungen und ihre Kreativität 
sowie ihre geistigen und körperlichen Fähigkeiten voll zur Entfaltung bringen zu lassen; 
c) Menschen mit Behinderungen zur wirksamen Teilhabe an einer freien Gesellschaft zu 
befähigen. 
(2) Bei der Verwirklichung dieses Rechts stellen die Vertragsstaaten sicher, dass 
a) Menschen mit Behinderungen nicht aufgrund von Behinderung vom allgemeinen 
Bildungssystem ausgeschlossen werden und dass Kinder mit Behinderungen nicht aufgrund 
von Behinderung vom unentgeltlichen und obligatorischen Grundschulunterricht oder vom 
Besuch weiterführender Schulen ausgeschlossen werden; 
b) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen in der Gemeinschaft, in der sie 
leben, Zugang zu einem inklusiven, hochwertigen und unentgeltlichen Unterricht an 
Grundschulen und weiterführenden Schulen haben; 
c) angemessene Vorkehrungen für die Bedürfnisse des Einzelnen getroffen werden; 
d) Menschen mit Behinderungen innerhalb des allgemeinen Bildungssystems die notwendige 
Unterstützung geleistet wird, um ihre wirksame Bildung zu ermöglichen; 
e) in Übereinstimmung mit dem Ziel der vollständigen Inklusion wirksame individuell 
angepasste Unterstützungsmaßnahmen in einem Umfeld, dass die bestmögliche schulische 
und soziale Entwicklung gestatten, angeboten werden.“ (NETZWERK ARTIKEL 3 e. V. 
2011, Art. 24, Abs. 1 und 2) 
 

Die vorgenannten Punkte des Art. 24 „Bildung“ UN-BRK sollen nicht nur rein zur 

schulischen Inklusion dienen, sondern zudem auch durch Sozialisierung im Umkehr-

schluss zu einer erwünschten gesellschaftlichen Inklusion führen. Jedoch werden hier 

nur allgemeine Ziele beschrieben. Feuser sieht darin die Problematik, dass der Begriff 

Inklusion weder mit Handlungsanweisungen gefüllt ist, noch eine pädagogische 

Theorie für die Umsetzung enthält (vgl. 2012, 26).  

Die Ausführung des Art. 24 UN-BRK ist Aufgabe der Bildungspolitik und soll von 

den einzelnen Bundesländern umgesetzt werden, was von der Monitoring-Stelle nach 

Art. 33 UN-BRK „Innerstaatliche Durchführung und Überwachung“ überwacht wird. 

Hierfür hat die Kultusministerkonferenz, wie am Anfang dieser Arbeit erwähnt wurde, 

die „Empfehlung zur sonderpädagogischen Förderung“ weiterentwickelt und die 

Empfehlung „Inklusive Bildung von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen in 

Schulen“ im Oktober 2011 bekannt gegeben. Jedoch werden in der Bildungspolitik 

explizit nur Rahmenbedingungen vorgegeben, die eine individuelle Handhabe den 
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einzelnen Bundesländern zur Durchführung erlauben (vgl. BMAS 2009, 33). Hier 

zeigt sich das Problem, dass dabei kein verbindliches Gesamtkonzept von der 

Bundesregierung vorgeschrieben wird, dass zu einer Gleichstellung zwischen den 

einzelnen Bundesländern führt und diese Unterschiedlichkeiten in der Umsetzung 

reglementiert. 

 

• 2011 Der Beschluss der KMK über die „Inklusive Bildung von Kindern und 

Jugendlichen in Schulen“ bezieht sich in seiner Gesamtheit auf die beschriebenen 

Ziele des Art. 24 der UN-BRK. Bei diesem Beschluss handelt es sich um eine Erwei-

terung des Art. 24. Es wurde hiermit versucht, die darin tradierten Ziele für eine 

Anwendung in der deutschen Bildungspolitik noch detailierter zu beschreiben. Es wird 

ein Perspektivwechsel beansprucht, wobei jedes Individuum ein gleiches Recht auf die 

Schulauswahl hat mit dem Ziel dessen Lebens- und Sozialräumbezüge zu bewahren. 

Die Schulen müssen dafür sorgen, dass alle gemeinsam und auf ihre individuelle Art 

am Schulleben und Unterricht teilhaben im Sinne ihrer persönlichen Entfaltung, 

Partizipation und Entwicklung, wobei eine gegenseitige Wertschätzung gegenüber der 

Vielfalt im Vordergrund steht (vgl. KMK 2011, 2 ff.). Im Ganzen handelt es sich hier 

weiterhin um allgemeine Ziele, jedoch ohne verbindliche Vorgaben zur Umsetzung 

oder Ausgestaltung der Empfehlung. 

5.1 Verteilung von SchülerInnen mit Behinderung auf das allgemeinbildende Schul-

system 

In diesem Abschnitt wird ein Überblick über den Besuch der Schulform von SchülerInnen mit 

Behinderung auf Bundesebene und speziell auf das Bundesland Hamburg gegeben, um ein 

Bild über den Inklusionsstand zu bekommen. Die KMK der Länder erstellt alle zwei Jahre 

eine Dokumentation über die zahlenmäßige Entwicklung der im Vordergrund stehenden 

SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf in allen Schularten des allgemein-

bildenden Schulwesens, auf die im Folgenden Bezug genommen wird. Dieser Report wurde 

von der KMK im Jahr 2012 veröffentlicht und richtet sich auf die Zeitspanne der Jahre 2001 

bis 2010 (vgl. KMK 2012, IX). Hierbei handelt es sich um die aktuellen Daten der 

Bildungspolitik. Zunächst richtet sich der Blick auf die Bundesebene und anschließend auf 

das Bundesland Hamburg.  
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5.1.1 Bundesergebnisse 

Insgesamt besuchten 486.564 SchülerInnen mit Förderbedarf das allgemeinbildende 

Schulsystem im Jahr 2010. Dies entspricht einer Förderquote in den allgemeinen Schulen und 

Förderschulen von 6,4%11. Diese Förderquote bezieht sich auf SchülerInnen mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf an der Gesamtzahl der SchülerInnen im vollzeit-

schulpflichtigen Alter in den Klassenstufen 1 bis 10 (vgl. KMK 2012, X). Betrachtet man die 

Entwicklung des untersuchten Zeitraums von 2001 bis 2010, ist die Förderquote von 

SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf von 5,4% auf 6.4% gestiegen12. 

Von den 486.564 SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf im Jahr 2010 

besuchten 377.922 eine Förderschule. Betrachtet man die Verteilung der Förderschwerpunkte, 

ist besonders auffallend, dass SchülerInnen mit dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung 

im Verhältnis zu den am wenigsten Integrierten zählten. Von insgesamt 78.277 besuchten 

75.088 eine Förderschule13. 

Ein weiteres auffälliges Ergebnis betrifft die Schulabschlüsse der SchülerInnen mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf an Förderschulen. So haben im Jahr 2010 von 40.226 

AbsolventInnen insgesamt 30.306 keinen Schulabschluss erreicht. 8954 erlangten einen 

Hauptschulabschluss. Weitere 894 schafften den Abschluss der mittleren Reife, 4 die 

Fachhochschulreife und 68 die Hochschulreife14. 

108.642 SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf besuchten im Jahr 2010 eine 

allgemeine Schule15. Insgesamt kann hier im Vergleich zum Jahr 2009 eine Erhöhung von 

13.167 SchülerInnen, das entspricht einer Quote von 13,8%, festgestellt werden. Über den 

gemessenen Zeitraum der Jahre von 2001 bis 2010 ist ein Anstieg von 12,4% auf 22,3% der 

IntegrationsschülerInnen zu beobachten (vgl. KMK 2012, XIII).  

Betrachtet man die Verteilung der SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf auf 

die allgemeinen Schulen und die Förderschulen des untersuchten Zeitraums von 2005 bis 

2010, ist zwar ein geringer, aber kontinuierlicher Anstieg des Besuchs in den allgemeinen 

Schulen zu beobachten, bei einer geringen Abnahme der SchülerInnenzahl mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf von insgesamt 486.947 auf 486.56416. Im Jahr 2005 

besuchten 416.219 SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf eine Förderschule 

                                                 
11 siehe Tab. 3, Anhang S. 67 
12 siehe Tab. 4, Anhang S. 67 
13 siehe Tab. 5, Anhang S. 68 
14 siehe Tab. 6, Anhang S. 68 
15 siehe Tab. 1, Anhang S. 65 
16 siehe Tab, 7, Anhang S. 69 
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und 70.728 SchülerInnen eine allgemeine Schule und im Jahr 2010 377.922 eine Förderschule 

und 108.642 eine allgemeine Schule17. 

5.1.2 Landesergebnisse Hamburg 

Von bundesweit 486.564 SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf im Jahr 2010, 

besuchten von den in Hamburg insgesamt 8792 SchülerInnen 665018 eine Förderschule und 

2142 SchülerInnen eine allgemeine Schule19. Im Laufe des untersuchten Zeitraumes von 2001 

bis 2010 lässt sich anhand der Daten feststellen, dass sich an den Zahlen in Hamburg kaum 

Veränderungen ergeben haben. So betrug die Zahl der SchülerInnen in Fördeschulen im Jahr 

2001 7526 SchülerInnen, wobei die Jahre dazwischen nur von kleinen Veränderungen geprägt 

waren. Also ist im Vergleich von 2001 zu 2010 eine Abnahme von 876 SchülerInnen zu 

verzeichnen20. Auch ist die Zahl der Klassen der sonderpädagogischen Förderung in 

Förderschulen in Hamburg nur leicht gesunken. Waren es im Jahr 2001 713, haben sie sich im 

Jahr 2010 auf 688 reduziert21. 

In den allgemeinen Schulen konnte auf Grund der Veränderung des § 12 „Integration von 

Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf und Betreuung kranker 

Schülerinnen und Schüler“ Hamburgisches Schulgesetz (HmbSG) im Schuljahr 2009/2010 

das signifikanteste Wachstum verzeichnet werden. Die SchülerInnenzahl mit sonderpäda-

gogischem Förderbedarf veränderte sich hier von 1366 auf 2142 in den allgemeinen 

Schulen22. 

5.2 Das Recht auf eine inklusive Bildung im Hamburger Schulsystem  

Hamburg hat als eines der ersten Bundesländer in Anlehnung des Art. 24 UN-BRK sein 

regionales Schulgesetz reformiert. Dies wurde durch die Verabschiedung des modulierten § 

12 HmbSG bewirkt. Diese Änderung fand im Jahr 2009 durch die Hamburgische Bürger-

schaft statt und wurde ab dem Schuljahr 2010/2011 erstmalig durch eine schrittweise 

Einführung in den Jahrgangsstufen 1 und 5 an allgemeinen Schulen verbindlich umgesetzt. Im 

folgenden Jahr wurde es um die Jahrgänge 2 und 6 erweitert (vgl. Bürgerschaft der Freien und 

Hansestadt Hamburg 2012, 3).   

                                                 
17 siehe Tab. 5, Anhang S. 68 
18 siehe Tab. 8, Anhang S, 69 
19 siehe Tab. 9, Anhang S. 70 
20 siehe Tab. 8, Anhang S. 69 
21 siehe Tab. 10, Anhang S. 70 
22 siehe Tab. 9, Anhang S. 70 
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Der § 12 HmbSG „Integration von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem 

Förderbedarf und Betreuung kranker Schülerinnen und Schüler“ beschreibt: 

 „(1) Kinder und Jugendliche mit sonderpädagogischem Förderbedarf haben das Recht, allgemeine 
Schulen zu besuchen. Sie werden dort gemeinsam mit Schülerinnen und Schülern ohne 
sonderpädagogischen Förderbedarf unterrichtet und besonders gefördert. Die Förderung kann 
zeitweilig in gesonderten Lerngruppen erfolgen, wenn dieses im Einzelfall pädagogisch geboten ist.“  
 

Im Weiteren des Paragrafen im Abs. 4 geht es um den sonderpädagogischen Förderbedarf. Er 

bildet die Grundlage für die Beschulung an einer allgemeinen Schule und weist einen 

Förderplan23 für die Integration der SchülerInnen auf. Dieser wird regelmäßig aktualisiert. Die 

Sorgeberechtigten können im Hinblick auf die Schulauswahl entsprechende Wünsche äußern. 

Die Schulen müssen aber über entsprechende Rahmenbedingungen verfügen, um Schüler-

Innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf eine passende Beschulung zu ermög-lichen. 

Die Sorgeberechtigten haben weiterhin das Wahlrecht, ob die Beschulung in einer 

Sonderschule oder in einer allgemeinen Schule erfolgen soll (vgl. Bürgerschaft der Freien und 

Hansestadt Hamburg 2012, 3). Hierzu hat die Bürgerschaft der Freien Hansestadt Hamburg 

im März 2012 mit ihrer Drucksache 20/3641 die Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft 

„Inklusive Bildung an Hamburgs Schulen“ herausgegeben, ein erarbeitetes Konzept der 

Schulbehörde im Auftrag des Schulsenators Ties Rabe. 

5.3 „Inklusive Bildung an Hamburgs Schulen“ 

Dieses Konzept für eine inklusive Bildung bezieht sich in seinem Fundament auf die UN-

BRK Art. 24 sowie auf das Modell der Pädagogik der Vielfalt. Leitidee und Zielsetzung des 

Konzepts für alle existierenden Schultypen ist es, die Vielfalt der Schülerschaft anzuerkennen, 

wertzuschätzen und dies in Gleichberechtigung auszurichten. Ein wesentliches Ziel eines 

inklusiven Schulsystems ist die Lage von Menschen mit Behinderung zu verbessern. Die 

Grundüberzeugung liegt hier in den individuellen Kompetenzen und Stärken der einzelnen 

Individuen, dient somit dem allgemeinen Wohl und soll so zu einer gesellschaftlichen Vielfalt 

führen. Auch leistet Inklusion einen relevanten gesellschaftlichen Beitrag, indem durch die 

Teilhabe von Menschen mit Behinderung im allgemeinen Schulsystem sich dieser konstruktiv 

und progressiv entwickeln soll, wodurch ein gesellschaftlicher Zugewinn verzeichnet werden 

kann.  

Inklusion stellt jedoch auch eine hohe Herausforderung dar, weil ein individualisierter 

Unterricht für die gesamte Schülerschaft geschaffen werden muss. Laut wissenschaftlichen 

                                                 
23 Über den diagnosegestützten Förderplan werden Art und Ausmaß des festgestellten sonderpädagogischen 

Förderbedarfs festgelegt und Integrationsleistungen bewilligt.  
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Studien, kommt es in diesen heterogenen Gruppen bei SchülerInnen ohne Behinderung unter 

gleichbleibenden kognitiven Fortschritten zu einem Anstieg in sozialem Lernen, während es 

bei SchülerInnen mit Behinderung zu einer Erhöhung ihrer Kompetenzen führt. Da es sich um 

ein Einführungskonzept handelt, steht hier primär die Ressourcenverteilung im Fokus.  

Hamburg hat bereits langjährige positive Erfahrungen im Rahmen Integration mittels 

Integrativen Regelklassen (IR-Klassen) und Integrationsklassen (I-Klassen)24 sammeln 

können. Gem. der Herbststatistik 2011 existierten in Hamburg 109 integrationserfahrene und 

90 integrations-unerfahrene Schulen. Hierin besteht insbesondere eine ungleiche Verteilung 

im regionalen Umfeld, was das neue Konzept auszugleichen versucht. Die Planung sieht vor, 

dass zukünftig die IR-Klassen und I-Klassen auslaufen und die somit zur Verfügung 

stehenden Ressourcen umverteilt werden können. Die neue Verteilung der Ressourcen ist 

konträr zum alten Konzept. Bei der alten Verteilung wurde rein die Anzahl der Klassen 

berücksichtigt. Im neuen Konzept hingegen ist die Anzahl der SchülerInnen ausschlaggebend. 

Hierzu werden die SchülerInnen in zwei Segmente unterteilt. Zum einen segmentiert man 

SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf 25 und zum anderen SchülerInnen mit 

speziellem Förderbedarf26. Hierbei wird weiterhin beibehalten, dass SchülerInnen mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf geringere Ressourcen zustehen als SchülerInnen mit 

speziellem Förderbedarf. Bei der Zuweisung der personellen Ressource wird die Verteilung 

entweder als systemische respektive als personenbezogene Ressource vorgenommen. Die 

systemische Verteilung steht für SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf und 

ergibt sich derzeitig noch aus einem ermittelten KESS27-Faktor, der sich aus dem Sozialindex 

und der GesamtschülerInnenzahl einer Schule zusammensetzt. Diese ermittelte Art von 

Ressourcenzuweisung wird so begründet, dass bei dieser Gruppe ein Zusammenhang mit der 

sozialen Lage und dem kulturellen Hintergrund festzustellen ist. Dieser soll im Jahr 

2013/2014 überarbeitet werden. Dabei sind die Gymnasien von dieser Ressourcenverteilung 

ausgeschlossen. 

                                                 
24 Integrative Regelklassen verteilen sich auf die Grundschulen bzw. Primarschulen der Klassenstufen eins bis 
vier bzw. fünf an Starterschulen; Integrationsklassen umfassen die Klassenstufen eins bis zehn, in der je Klasse 
bis zu vier SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf integriert werden (vgl. Behörde für Arbeit, 
Soziales, Familie und Integration o. J.).  
25 Zu der Gruppe sonderpädagogische Förderung zählen alle SchülerInnen, bei denen ein sonderpädagogischer 
Förderbedarf in den Bereichen Lernen, Sprache und soziale und emotionale Entwicklung diagnostiziert wurde 
(vgl. Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg 2012, 5)  
26 Der spezielle Förderbedarf richtet sich auf die Förderschwerpunkte Sehen. Hören, geistige Entwicklung und 
Autismus (vgl. Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, 5)  
27 KESS ist ein Akronym und steht für Kompetenzen und Einstellungen von SchülerInnen.  
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Bei der personenbezogenen Verteilung wird die Zuweisung anhand eines Gutachtens des 

speziellen Förderbedarfs vorgenommen. Hier werden Gymnasien einbezogen. Grund hierfür 

ist eine flächendeckende regionale Verteilung der Ressourcen unter der Einhaltung adäquater 

Qualitätssicherungsstandards für die segmentierten SchülerInnen in den Schulen. 

Für die Entwicklung eines inklusiven Schulsystems wird zudem weiterhin die Bedeutung in 

einem multiprofessionellen Team gesehen. Somit wird ein Professionenmix für die personelle 

Ressource von 60% ErzieherInnen und SozialpädagogInnen und 40% SonderpädagogInnen 

geraten, hierbei obliegt es der Schule, die tatsächliche Verteilung vorzunehmen. Hier gilt es 

jedoch, die entsprechenden Prämissen einzuhalten. Zur Umsetzung dieses Konzeptes wird die 

positive Haltung der PädagogInnen als essentiell gesehen und Inklusion als allgemein-

pädagogische Herausforderung erkannt. Das Tätigkeitsprofil von SozialpädagogInnen wird in 

den Bereichen der Assistenz von SchülerInnen mit Förderbedarf im Unterricht, der Gestaltung 

von individuellen Angeboten, dem Konfliktmanagement und der Elternarbeit beschrieben. 

Weitere Maßnahmen zur Umsetzung beziehen sich auf die zukünftige Entwicklung von 

Schule und Unterricht. Hierzu dienen Fortbildungsangebote sowie das Forcieren von 

regionalen Bildungs- und Beratungszentren, welche sich aus Förderschulen, Sprach-

heilschulen und Regionalen Beratungs- und Unterstützungsstellen zusammensetzen und somit 

ebenfalls aus einem multiprofessionellen Team bestehen sollen. Diese Weiterentwicklung 

dient neben der beratenden Funktion als zusätzliche Existenzsicherung von z.B. 

Förderschulen, indem sie extern beratend und unterstützend an allgemeinen Schulen tätig 

werden oder SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf aufnimmt, die nicht an 

allgemeinen Schulen aufgenommen werden können oder aufgrund des Elternwahlrechts28 die 

Beschulung in einer Förderschule präferiert wird. Zusätzlich soll für die schulische Beratung 

für Sorgeberechtigte und deren Kinder eine „Ombutstelle Inklusion“ eingerichtet werden, 

welche von ehrenamtlichen MitarbeiterInnen angeboten wird. Die Ausbildung von 

LehrerInnen, ErzieherInnen und SozialpädagogInnen soll sich ab 2012 inhaltlich intensiver 

auf die inklusive Pädagogik ausrichten, um den anstehenden Herausforderungen gerecht zu 

werden. Das Konzept befürwortet zudem die Zusammenarbeit zwischen inklusionserfahrenen 

und inklusionsunerfahrenen Schulen. Das Elternwahlrecht hinsichtlich der Beschulungsform 

bleibt weiterhin bestehen, wobei der Förderort letztendlich, nach § 12, Abs.4, S.5 HmbSG, 

von der Schulaufsicht bestimmt wird.  

                                                 
28 Eltern können zwischen einer Regel- und Sonderbeschulung entscheiden.   
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In dem Konzept wird vermerkt, dass die sonderpädagogische Förderung in den Bildungs-

plänen der allgemeinen Schulen bisher nicht spezialisiert wird. Diesbezüglich steht eine 

Richtlinie in Planung, wobei auf die einzelnen Förderschwerpunkte eingegangen werden und 

Vorschläge zur Umsetzung individualisierter Curricula enthalten soll (vgl. Bürgerschaft der 

Freien und Hansestadt Hamburg 2012, 2 ff.). Die grundliegenden Ziele bleiben weiterhin 

bestehen, die „[…] insbesondere auch das Hinwirken auf eine Haltung bei allen Beteiligten 

im Sinne des Abbaus evtl. noch vorhandener Unsicherheiten beim Umgang mit Kindern und 

Jugendlichen mit sonderpädagogischem Förderbedarf und eine Weiterentwicklung des 

sozialen Miteinanders in der Schule [betreffen]“. (Bürgerschaft der Freien und Hansestadt 

Hamburg 2012, 16) 

6 Zwischenfazit 

Nach Meinung des UN-Sonderberichterstatter für das Recht auf Bildung Vernor Muñoz im 

Jahr 2007 müsste sich so gut wie das gesamte deutsche Bildungssystem verändern, da dieses 

Recht bislang noch nicht überall angemessen durchgesetzt wurde, um ein inklusives 

Bildungssystem, im ethischen Sinne und nach den Kriterien der UN-BRK, zu erreichen (vgl. 

Jantzen 2010, 1).  

Auch im Jahr 2012 ist eine heterogene Schülerschaft noch nicht selbstverständlich, obwohl 

seit Anfang der 70er Jahre in Hamburg die Debatte um ein gemeinsames Leben und Lernen 

von SchülerInnen mit und ohne Behinderung in allgemeinen Schulen geführt wird. Mit der 

Angleichung des § 12 HmbSG an den Art. 24 UN-BRK kann man von einer der größten 

Schulreformen Hamburgs sprechen, da hiermit die gesetzliche Grundlage und ein 

Rechtsanspruch für SchülerInnen mit Behinderung besteht, eine allgemeine Schule in ihrem 

Wohnumfeld zu besuchen (vgl. GEW, 2012a, 47). Hiermit wurde ein bedeutender Schritt für 

die gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft für Menschen mit Behinderung getan. 

Jedoch sind trotz Gesetzesveränderung noch viele Faktoren vorzufinden, die den Erfolg einer 

inklusiven Schule und gleichberechtigter Zugangschancen erschweren oder gar erheblich 

behindern. Dies macht sich anhand des Beispiels „[…] eines weitgehend menschenrechts-

verachtenden und Ungleichheit produzierenden und reproduzierenden Unterrichtssystems 

[bemerkbar], das wir weiter bedienen […].“ (Feuser 2010, 3) Dies kann im Speziellen über 

die erschreckenden Schulabschlüsse von SchülerInnen mit Behinderung festgestellt werden 

(siehe Kap. 5.1.1). Auch über die untersuchten Statistiken kann festgestellt werden, dass es 

hier zu keinen deutlichen Veränderungen über den Schulbesuch von SchülerInnen mit 
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Behinderung kam. Daher kommen Bedenken auf, welches Interesse die Politik mit Inklusion 

tatsächlich verfolgt. Ist ihr Anliegen eine inklusive Schule, die den Bedürfnissen der 

SchülerInnen gerecht wird und gilt der Rechtsanspruch uneingeschränkt für wirklich jedes 

Kind, oder möchte sie mit Inklusion Sparmaßnahmen vornehmen? 

Für ein Verständnis dieser Bedenken soll nachfolgend ein kurzer Überblick zu dem 

politischen Verlauf in der Bildungspolitik in Hamburg gegeben werden. Als Bezugsmaterial 

wird die Broschüre der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) „Baustelle 

Inklusion“ aus dem Jahr 2012 herangezogen.29 

Ab dem Jahr 2001 wurde das Ziel der Politik in Hamburg verfolgt, die vor ca. 30 Jahren 

eingeführten IR-Klassen aufzulösen. Zuerst war es das Ziel der Koalitionspartei der CDU und 

FDP, durch den Bildungssenator der FDP, dieses Vorhaben durchzusetzen, was durch den 

Protest von Eltern, SchülerInnen, PädagogInnen und PolitikerInnen der Oposition SPD und 

GAL verhindert werden konnte. Im Jahr 2004 machte sich die neu gewählte Regierungspartei, 

die CDU, dessen Auflösung abermals zum Ziel, was aber wieder verhindert werden konnte. 

2008 wechselte die Regierungspartei zu einem CDU/GAL geführten Senat. Dieser Senat 

sprach sich erneut gegen die Fortführung aus. Neu war jedoch, dass nun auch die Auflösung 

der I-Klassen miteinbezogen wurde. Die I- und IR-Klassen sollten jetzt durch ein ressourcen-

schwacheres Modell ersetzt werden. Im Folgejahr 2009 kam die Forderung der SPD auf, die 

Anzahl der I- und IR-Klassen zu erhöhen und eine angemessene Fortführung sonderpä-

dagogischer Förderung in allgemeinen Schulen sowie die Beibehaltung der Qualität und einer 

ausreichenden Finanzierung zu gewährleisten. Diese Forderung wurde im Jahr 2011 zu einem 

Bestandteil des Wahlprogramms der SPD, um das gemeinsame Leben und Lernen von 

SchülerInnen mit und ohne Förderbedarf nach dem Vorbild der I- und IR-Klassen 

beizubehalten. Anschließend gewann die SPD die Bürgschaftswahl 2011 und wurde in 

Hamburg alleinige Regierungspartei. Jedoch musste man feststellen, dass sie sich nicht an 

ihre Forderung und an ihr Wahlversprechen hielt die I- und IR-Klassen fortzuführen, sondern 

ohne jegliche Vorzeichen das Auslaufen30 der Klassen sich als Ziel setzte (vgl. Romey 2012, 

56 f.). Diese sollen nach dem Inklusionskonzept „Inklusive Bildung an Hamburgs Schulen“ 

nun durch ein neues Inklusionsmodell ersetzt werden. Begründet wurde dies dadurch, dass 

                                                 
29 Die Broschüre“Baustelle Inklusion“ 2012 ist eine Zusammenfassung der Bestandsaufnahme der GEW, die die 
Qualität der politischen Schritte im Bezug eines inklusiven Schulsystems überprüft, wobei die Ziele der UN-
BRK als Richtlinie herangezogen werden.  
30 I- und IR-Klassen laufen sukzessiv aus. Nach dem neuen Inklusionskonzept sollen „Bis zu 70% der 
zusätzlichen Ressourcen in IR-Klassen und bis zu 40% der zusätzlichen Ressourcen in I-Klassen […] abgebaut 
werden.“ (GEW 2012b, 17)  
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das Modell der I- und der IR-Klassen in dieser Form nicht flächendeckend finanzierbar sei 

(vgl. GEW 2012b, 19 f.). Dabei wären ihre langjährigen Erfahrungen, fachliche Kompetenzen 

und Organisationsmodelle für einen schulischen Inklusionsprozess durch ihre Weiterführung 

sehr wertvoll.   

Wurde anfangs noch von einer ausreichenden Finanzierung und gleichbleibender Qualität 

gesprochen, sieht Bildungssenator Thies Rabe in seinem Konzept nur noch eine Ressourcen-

umverteilung bzw. in manchen Punkten eine Ressourcenkürzung, anstelle der angekündigten 

Ressourcenerweiterung vor. Als Beispiel für eine Ressourcenkürzung und daraus resultie-

render Sparmaßnahme ist, dass „[…] die bisherigen 25 Förder- und Sprachheilschulen sowie 

die 14 Regionalen Beratungs- und Unterstützungsstellen (REBUS) zu etwa 13 Regionalen 

Bildungs- und Beratungszentren (ReBBZ) […] zusammengeführt werden.“ (Bürgerschaft der 

Freien und Hansestadt Hamburg 2012, 19)31 
 

Im neuen Inklusionsmodel wird auch darauf hingewiesen, dass Inklusion Zeit bräuchte und 

eine Herausforderung sei. Fraglich ist jedoch, wie diese Herausforderung im Sinne einer 

qualitativ hochwertigen Inklusion ohne zusätzliche Ressourcen, Mehrkosten und 

Mehraufwand unter einem nach wie vor leistungsorientierten Schulwesen u.a. inklusive 

Bildungspläne, Didaktiken, Leistungsbeurteilungen32 und Zeugnisse, ausreichende Sachmit-

telausstattungen, Beheben von z.B. baulichen Barrieren, Netzwerkarbeit zwischen den 

einzelnen Institutionen und dem Sozialraum, Teamarbeit, Elternarbeit, Kooperationsarbeit, 

inklusive Ausrichtung der pädagogischen Ausbildungen etc., zu bewerkstelligen sein soll.  

Weitere Qualitätsprobleme betreffen die zu niedrigen systemischen Ressourcenzuweisungen 

je allgemeine Schule, die sich durch die Ermittlung eines Schätzwertes über den Kess-Faktor 

ergeben und zu einer nicht der Realität entsprechenden und dadurch zu niedrigeren Schüler-

Innenanzahl mit Förderbedarf führen (vgl. Lehrerkammer Hamburg 2012, 4 f.). Auch die 

angekündigte Doppelbesetzung in Klassen durch SonderschullehrerInnen und allgemeinen 

LehrerInnen soll nun überwiegend durch die 108 ErzieherInnen- und SozialpädagogInnen-

stellen, die aus den aktuellen Mitteln des Bildungs- und Teilhabepakets (BUT) bestehen, 

abgedeckt werden. Dies ist ein weiteres Beispiel für mangelnde Qualität und Grund für 

Bedenken von Sparmaßnahmen. Zudem proklamiert Schulsenator Rabe, Hamburg stehe mit 

                                                 
31 ReBBZ dient u.a. als Maßnahme zur Existenzsicherung von Bildungszentren (Umbenennung von 
Sonderschule zur Förderschule und Förderschule zum Bildungszentrum), indem sie extern beratend und 
unterstützend an all-gemeinen Schulen tätig werden und SchülerInnen mit Förderbedarf aufnimmt, die u.a. nicht 
an allgemeinen Schulen aufgenommen werden.  
32 SchülerInnen mit Förderbedarf erhalten generell einen Leistungsentwicklungsbericht und nur auf Wunsch der 
Sorgeberechtigten Noten bzw. Punkte. Hierdurch wird die Schülerschaft weiterhin in zwei Gruppen über die 
Leistungsrückmeldung aufgeteilt.  
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seiner Ressourcenausstattung an oberster Stelle aller westdeutschen Bundesländer (vgl. GEW, 

2012, 17b). Dabei verschweigt er jedoch bei seinem Vergleich, dass hier unterschiedliche 

Modelle gegenübergestellt werden und sein Modell konträr zu den Modellen der restlichen 

westdeutschen Bundesländer ist, da es sich bei seinem Modell um finanzierte Stellen des BUT 

handele. Mit diesen zusätzlichen Stellen des BUT war jedoch kein Ersatz für die 

sonderpädagogische Förderung durch billigere Arbeitskräfte im Unterricht gedacht. Vielmehr 

geht es um die eigenen Professionen und das Ausüben der daraus entstehenden Aufgaben und 

nicht darum, ihre Tätigkeit in erster Linie auf die Unterstützung im Unterricht zu reduzieren. 

Hier wird deutlich, dass mit einer Ressourcenumverteilung und Kürzung die notwendige 

Qualität für Inklusion nicht erreicht werden kann, die ausreichend ist, um den § 12 HmbSG 

uneingeschränkt für alle SchülerInnen gelten zu lassen. Ohne zusätzliche Mittel können hier 

nicht alle allgemeinen Schulen dem speziellem Förderbedarf der SchülerInnen gerecht 

werden. So bleibt die Gefahr einer ungleichen Behandlung von SchülerInnen mit 

Behinderung im Schulsystem bestehen. Dieses Problem wird über Verwaltungswege der 

Schulbehörde voraussichtlich behoben, indem SchülerInnen mit speziellem Förderbedarf nur 

Schulen besuchen können, die integrationserfahren sind und ohne zusätzliche Ressourcen dem 

Förderbedarf angeblich gerecht werden können. Ist dem nicht so, kann der Besuch einer 

Förderschule durch die Schulaufsichtsbehörde angeordnet werden. Somit obliegt die 

Entscheidungsmacht der Schulauswahl bei der Schulaufsicht, und nicht wie angedacht bei den 

Eltern, wodurch es zu einem eingeschränktem Elternwahlrecht und Menschenrecht kommt. 

Dieses Prozedere erweist sich als verheerend, da z.B. SchülerInnen mit speziellem 

Förderbedarf zu der nicht inkludierbaren Restgruppe von Förderschulen werden könnten. 

Auch wird hier ein Machtverhältnis deutlich, indem die Schülerschaft einer Schule weiterhin 

vom Staat und dessen Systeme bestimmt werden. Von Ressourcen, die SchülerInnen ohne 

Behinderung zustehen, ist gar keine Rede. Somit wird weiterhin an einem „zwei-Gruppen-“, 

wenn nicht sogar schon an einem „drei-Gruppen-Denken“ festgehalten: SchülerInnen mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf, SchülerInnen mit speziellem Förderbedarf und 

SchülerInnen ohne Förderbedarf. Das Eingehen auf die Individualität der heterogenen 

Schülerschaft wird dabei gänzlich behindert. Mit dieser konzeptionellen Einstellung nähert 

man sich bereits auf der strukturellen Ebene nicht dem menschenrechtlichen Verständnis der 

UN-BRK, die Vielfalt unter den Menschen anzuerkennen und für Gleichberechtigung zu 

sorgen. 
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Auf Grund der zahlreich bestehenden Barrieren, sowohl baulich als auch qualitativ 

inhaltliche, und der Tatsache, dass von einem selektierendem Schulsystem auszugehen ist, 

wäre es aus sozialpädagogischer Perspektive, den systemischen schulischen Bedingungen 

angemessenen, schrittweise die selektierenden und parallel laufenden Bedingungen im 

System zu verändern, um so zum Ziel einer inklusiven Schule zu gelangen.  

Schulsenator Rabe macht den Inklusionserfolg in seinem Konzept jedoch hauptsächlich von 

der erforderlichen positiven Haltung der PädagogInnen abhängig. Dieser Aspekt einer 

wertschätzenden Haltung gegenüber der Vielfalt ist natürlich eine Grundvoraussetzung und 

Basis für eine inklusive Schulentwicklung. Nur schaffen die unzureichenden sekundären 

Ressourcen unwürdige Voraussetzungen dafür. 

Zur Unterstützung einer inklusiven Schulentwicklung sollte aber auch eine anerkennende 

Haltung der SchülerInnen gegenüber der Vielfalt untereinander Voraussetzung sein. Sie ist 

ein wichtiger Bestandteil für eine inklusive gesellschaftliche Teilhabe, die sich z.B. in der 

Freizeit der SchülerInnen widerspiegelt, da sich die inklusive Schule im Wohngebiet der 

SchülerInnen befinden soll. Hier liegt die Bedeutung darin, so früh wie möglich eine 

Verbesserung der Lebenslage von Menschen mit Behinderung zu erreichen, um stabile 

Netzwerke aufzubauen. Dies gilt jedoch auch bei der Vielfalt. Sie soll als normal erlebt 

werden und eine diskriminierende Gesellschaft abbauen. Dafür müssen inklusive Kulturen in 

den Schulen bestehen und zudem sichergestellt sein, dass tatsächlich jedes Kind eine Schule 

seines Wohngebietes besuchen kann. 

Daher sollte zunächst die heterogene Schülerschaft die Möglichkeit haben, sich gegenseitig 

kennenzulernen. Durch einen interaktiven kommunikativen Austausch kann sichergestellt 

werden, dass es in der Gemeinschaft zu einer wertschätzenden Einstellung beiträgt, die 

wiederrum gänzlich die Form von Behinderung ausschließt, wobei die soziale Reaktion der 

SchülerInnen sowie aller anderen Beteiligten auf die Vielfalt eine wichtige Rolle spielt. Dabei 

zeigt sich die Herausforderung in der Veränderung von Einstellungen und Verhalten sowie 

einer veränderten Sichtweise des Selbstverständnisses und des Menschenbildes (vgl. Hinz 

2002, 357). Dies kann aber nur mit ausreichenden Ressourcen und einer hohen Qualität 

erreicht werden.  

Aus sozialpädagogischer Perspektive handelt es sich hierbei um wichtige Aspekte des 

Kennenlernens, die Unterstützung brauchen, um den Inklusionsprozess präventiv zu beglei-

ten. Folgende Punkte beziehen sich auf die Soziale Arbeit, und beschreiben, inwiefern sie den 

Inklusionsprozess unterstützen können. Vorab wird auf wesentliche Faktoren für ein 
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wertschätzendes Kennenlernen und Miteinander eingegangen. Die momentane Situation zeigt, 

dass für eine gelingende Inklusion Zeit und entsprechende Ressourcen erforderlich sind, 

sodass ein inklusives Schulsystem etabliert werden kann.  

7 Der Beitrag Sozialer Arbeit im Rahmen der Teilhabeaktivitäten in Schulen 

Um Teilhabeaktivitäten in Schulen durchführen zu können, ist es notwendig, entsprechende 

Voraussetzungen für Begegnungen der heterogenen Schülerschaft zu schaffen. Diese 

Voraussetzungen sind dann gegeben, wenn z.B. eine allgemeine Haltung und Anerkennung 

der Heterogenität vorherrscht oder aber soziale Aspekte, wie die der anerkennenden Reaktion 

auf Menschen mit Behinderung. Auch Kontaktgestaltung und Kooperation sind hierbei von 

zentraler Bedeutung. Zu den hier genannten Faktoren soll in den nachfolgenden Kapiteln 

Bezug genommen werden.  

7.1 Wertschätzung von Vielfalt und Differenz 

Der Begriff „Vielfalt“ steht auch in der heutigen Zeit noch für verschiedenste Bezeichnungen, 

von Differenz oder Diversity bis hin zur Heterogenität. Jedoch implizieren alle vorgenannten 

Bezeichnungen eine Wertschätzung sowie Anerkennung jeglicher Unterschiedlichkeiten der 

Menschen. 

Im schulischen Sinne wird aus erziehungswissenschaftlicher Sicht von einer Heterogenität der 

Schülerschaft gesprochen, weil mit diesem der Aspekt einer antihierarchischen Dynamik 

hervorgehoben wird, indem niemand einem anderen untergeordnet ist (vgl. Prengel 2009, 

105). Diese Heterogenität, also das Vorhandensein von Vielfalt und Differenz, bei der jede 

Schülerin und jeder Schüler anders als der oder die andere ist, befindet sich in einem 

dauerhaften Prozess, der von wechselseitigen Beziehungen und einem zeitlichen Wandel 

abhängig ist. „[…] wir leben in Differenz nicht nur mit Anderen, sondern auch mit uns 

selbst.“ (Fuchs 2007, 21) Diese Erkenntnis und Einstellung kann nur in Interaktion und einer 

inneren Bereitschaft entstehen, wodurch die eigene Identität gefunden wird. Heterogenität 

wird als Bereicherung verstanden für die eigene Entwicklung, die des Anderen, der Gruppe 

und der Gesellschaft, wobei durch das Erfahren und Erleben einer Heterogenität die 

Bedeutung von Vielfalt erst entstehen kann. Im Zuge dessen kann erst eine wertschätzende 

Haltung ihr gegenüben aufgebaut werden. Deshalb ist es von Bedeutung, hierzu ein 

Verständnis von „Behinderung und Teilhabe“ bei der Mehrheit von SchülerInnen ohne 
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Behinderung der allgemeinen Schulen aufzubauen. Was konkret erforderlich ist, um eine 

Wertschätzung zu entfachen, muss im Vorfeld jedoch geklärt sein: 

• Anerkennung und Wahrnehmung vielfältiger Lebensgestaltungen und Wertschätzung 

von Heterogenität 

• Das Achten von Vielfältigkeit und Differenz bei Menschen mit Behinderung 

• Heterogenität in der Schülerschaft wird als Bereicherung gesehen, wobei Minder-

heiten nicht mehr in z.B. SchülerInnen mit Förderbedarf klassifiziert werden, sondern 

sich der Blick auf ihre Individualität richtet und hier keinerlei Pauschalisierungen in 

Gruppendenken mehr vorgenommen wird. Ziel ist hier ein gleiches Recht auf Bildung 

(vgl. Prengel, 2009, 107)  

Bei diesen Indikatoren handelt es sich um erwünschte Zielvorstellungen, wobei zunächst 

jedoch die vorzufindende soziale Reaktion der SchülerInnen untereinander ausschlaggebend 

ist. Nach wie vor im Fokus soll die soziale Reaktion von Menschen ohne Behinderung auf 

Menschen mit Behinderung sein, mittels dessen ein respektvolles heterogenes Miteinander 

unterstützt werden kann. Günther Cloerkes hat zu diesem Kontext wissenschaftliche 

Erkenntnisse beigetragen, die im folgenden Kapitelabschnitt erläutert werden.  

7.2 Soziale Reaktion auf Menschen mit Behinderung 

„Der Begriff »Soziale Reaktion« beinhaltet […] die Gesamtheit der Einstellungen und Verhal-

tensweisen auf der informellen Ebene der zwischenmenschlichen Interaktionen.“ (Cloerkes 

2007, 103) Wie sich Reaktionen zwischen Menschen mit und ohne Behinderung zueinander 

äußern, ist in der Literatur eher als typische Reaktionen auf der Interaktionsebene zu finden. 

Sie werden in „originäre“ und „positiv erscheinende“ Reaktionen unterschieden, wobei sie 

doch überwiegend dem Zweck der Abgrenzung dienen. Zu den häufigen originären 

Reaktionen zählen z.B. „[…] • Anstarren und Ansprechen • Diskriminierende Äußerungen • 

Witze […].“ (Cloerkes 2007, 106) Zu den positiv erscheinenden Reaktionen gehören z.B. 

„[…] • Aufgedrängte Hilfe • Unpersönliche Hilfe (Spenden) • Schein-Akzeptierung.“ 

(Cloerkes 2007, 107) 

Die Schule und PädagogInnen müssen dafür sensibilisiert werden, unter welchen 

Bedingungen das Zusammenführen der SchülerInnen stattfinden kann. Alle müssen sich im 

Klaren darüber sein, dass Interaktionen zwischen SchülerInnen mit und ohne Behinderung 

auch als belastend empfunden werden können. Menschen mit Behinderung spüren die 

genannten Reaktionsformen, wobei sie auch Schein-Akzeptierungen erkennen, was 
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überwiegend zu Unsicherheiten führen kann. Für Menschen ohne Behinderung können ihre 

eigenen Reaktionen auf Menschen mit Behinderung für sie selbst als belastend empfunden 

werden. Interaktionsstörungen können dann aus unsicheren Auftreten und unangenehmen 

psycho-physischen Reaktionen, wie z.B. Ratlosigkeit, Unsicherheit, Verschüchterung 

Unwohlsein, Belastung, Abneigung etc. entstehen (vgl. Cloerkes, 2007, 107 f.). 

Reaktionen erfolgen aus Einstellungen, die wiederum von der Wertehaltung des Trägers 

abhängig sind. Einstellungen gegenüber Menschen mit Behinderung hängen von 

unterschiedlichen Faktoren und Bedingungen ab, die Günther Cloerkes aus Studien in 

folgende Ergebnisse zusammengefasst hat. In Bezug auf das Thema dieser Arbeit wird neben 

den Faktoren wie die Art der Behinderung, Einfluss sozio-ökonomischer bzw. 

demographischer Merkmale und einzelner Persönlichkeitsmerkmale, kulturelle Bedingtheit 

der Einstellung gegenüber Behinderten auf den Aspekt des Kontaktes mit Menschen mit 

Behinderung eingegangen (vgl. 2007, 105 f.). 

Um eine positive Veränderung der sozialen Reaktion von SchülerInnen ohne Behinderung auf 

SchülerInnen mit Behinderung herbeizuführen, zählt das Herstellen des direkten Kontaktes 

zwischen ihnen als oberste Priorität, wobei dieser so früh wie nur möglich erfolgen sollte, um 

eine anerkennende Haltung in der Gemeinschaft im zukünftigen Zusammenleben zu erreichen 

(vgl. Cloerkes 2007, 145). 

„[Der] Kontakt mit Behinderten ist ein wichtiger Einstellungsfaktor, der allerdings 

keineswegs zwangsläufig positive Einstellungen bewirkt, wie verschiedentlich behauptet 

wird.“ (Cloerkes 2007, 105) Es müssen Begegnungsmöglichkeiten zwischen SchülerInnen mit 

und ohne Behinderung hergestellt werden, da nur so erwartungsgemäß Erfahrungen 

miteinander gemacht werden können, die für positive Einstellungen sorgen. 

Begegnung und Austausch muss aber anfangs professionelle begleitet und unterstützt werden, 

um mit der neuen Situation und den damit verbundenen Gefühlen und Anforderungen zu recht 

zu kommen.   

7.3 Kontakthypothese nach Günther Cloerkes 

Menschen mit Behinderung sind nach wie vor kein natürliches, zur Gesellschaft 

dazugehöriges Bild. So ist es auch in den allgemeinen Schulen für SchülerInnen ohne 

Behinderung noch nicht selbstverständlich, dass SchülerInnen mit Behinderung Teil von 

ihnen sind. Es stellt sich hier die Frage, wie die Haltung und die Reaktion von SchülerInnen 
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mit und ohne Behinderung sein werden, wenn sie sich begegnen bzw. SchülerInnen mit 

Behinderung in allgemeine Schulen eingeschult werden. 

Nimmt man als Beispiel den in der Jugendsprache verwendeten Spruch „du bist ja behindert“, 

wird dieser zum einen als Beleidigung, zum anderen als Witz ausgesprochen und findet sich 

überwiegend im Wortschatz von Jugendlichen ohne Behinderung wieder. Aber welche 

Bedeutungen stehen eigentlich hinter solchen Äußerungen und wie wird damit umgegangen, 

wenn SchülerInnen mit und ohne Behinderung die gleiche Schule besuchen? 

Im Sinne des Inklusionsgedankens ist eine Auseinandersetzung mit Vorurteilen und Einstel-

lungen Menschen mit Behinderung gegenüber sehr bedeutend, denn wie erwähnt erfordert 

eine gelingende Inklusion eine anerkennende und respektvolle Haltung allen Beteiligten 

gegenüber und sollte zu einer Grundvoraussetzung zählen. Eines der Ziele inklusiver Schule 

ist, dass über die gemeinsame Beschulung auch eine bessere gesellschaftliche Inklusion 

ermöglicht wird. Ziel ist es, über den frühen Kontakt die Andersartigkeit in der Gesellschaft 

als etwas völlig Normales anzusehen. Inklusion beginnt also in den Köpfen und in den 

Einstellungen aller Beteiligten. Nachfolgend geht es daher zunächst darum, welche Wirkung 

der Kontakt zu Menschen mit Behinderung auf die Einstellung ihnen gegenüber haben kann.  

Nach der Kontakthypothese von Günther Cloerkes gibt es drei wesentliche theoretische 

Annahmen, wie sich der Zusammenhang vom Kontakt sowie der Qualität der Einstellungen 

gegenüber Menschen mit Behinderung äußern kann (vgl. 2007, 145). 

Die erste Annahme besagt, dass der Erwerb von Einstellungen oder Vorurteilen über das Ler-

nen am Modell erfolgt, welches veranschaulicht, wie sich z.B. Eltern oder MitschülerInnen 

gegenüber Menschen mit Behinderung verhält oder äußert. Hierdurch entsteht eine Haltung, 

ohne je persönliche Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung erlebt zu haben. Dieses kann 

zu Vorurteilen führen (vgl. 2007, 138). 

Die zweite Annahme beschreibt, dass die Vertrautheit zwischen Personen eine wesentliche 

Rolle spielt. Demnach erfolgt Sympathie anderen Menschen gegenüber daraus, wie vertraut 

man mit ihnen ist. Menschen, die keinen Kontakt zu Menschen mit Behinderung haben, fehlt 

es an Vertrautheit in Bezug auf körperliche, seelische oder geistige Unterschiedlichkeiten. 

Diese Befremdungen können als bedrohlich empfunden werden. Eine Vertrautheit entsteht 

daher nur zwischen Menschen mit und ohne Behinderung, die über den zwischenmenschli-

chen Kontakt als solches hergestellt und verfestigt werden (vgl. 2007, 146). 
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Die dritte Annahme erweitert die Vorherige, indem der Aspekt der Kontakthäufigkeit ergänzt 

wird. Je mehr Kontakt zwischen Menschen mit und ohne Behinderung stattfindet, desto ge-

ringer werden Berührungsängste und umso größer wird ihre Sympathie zueinander. 

Aus diesen drei Annahmen lässt sich schließen, dass über regelmäßige Begegnungsmöglich-

keiten in der Schule, sich Sympathie in der heterogenen Schülerschaft entwickeln kann. Gün-

ther Cloerkes beschreibt in seiner These aus den drei genannten Annahmen, dass der Kontakt 

zwischen Menschen mit und ohne Behinderung durch die Sympathie zwischen ihnen be-

stimmt wird, wobei die Häufigkeit eine positive Einstellung noch bestärkt (vgl. 2007, 146).  

Dies ist eine wichtige Voraussetzung für alle weiteren Inklusionsprozesse. Aber auch die Er-

weiterung der sozialen Netzwerke der SchülerInnen ist ein notwendiger und wichtiger Schritt 

des Begegnens, des Kennenlernens und des Austausches untereinander. 

Forschungen, die sich mit allgemeinen Vorurteilen beschäftigen, bestätigen, dass nicht die 

Quantität, sondern die Qualität der Kontakte ausschlaggebend ist. „Je größer die Zahl der 

unpersönlichen Sozialkontakte, desto vielfältiger wird die Andersartigkeit erlebt, desto mehr 

verfestigen sich Vorurteile.“ (Wolf 1969, 930; zit. n. Cloerkes 2007, 146 f.) Günther Cloerkes 

stimmt dem mit seiner Kontakthypothese durch strikte Beachtung der Kontaktbe-dingungen 

zu. Hier geht es um Faktoren, wie Spaß an den Begegnungsmöglichkeiten und beim 

Kennenlernen zu erfahren sowie positive Empfindungen dabei zu erleben, um einen günstigen 

Einfluss auf die Einstellungen zueinander zu erhalten. Hier sieht er die Intensität als 

ausschlaggebender als die Häufigkeit. Ergebnisse empirischer Untersuchungen bestätigen dies 

im Kontext des schulischen Kontaktaufbaus, dass die qualitativen Bedingungen für Sympathie 

und eine anerkennende Haltung von entscheidender Bedeutung sind (vgl. 2007, 147 ff.). In 

diesem Zusammenhang sollte der Kontakt möglichst intensiv und auf freiwilliger Basis 

erfolgen, um auf eine Entwicklung positiver Einstellungen und Emotionen hinwirken zu 

können. Jedoch werden diese Begegnungsprozesse von verschiedenen Unsicherheiten 

begleitet, sodass sie professionell durchgeführt werden müssen, damit es nicht zu 

überfordernden Situationen kommt, die einen negativen Einfluss auf diese Prozesse zu einer 

inklusiven Schule nehmen könnten. Inklusion soll und darf nicht als Belastung empfunden 

werden, sondern gewünscht sein. Dafür braucht es unter anderem an schulischer Kooperation.  
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7.4 Kooperation 

Neben der Kooperation zwischen den Schulen, dem Personal, den unterschiedlichen Leis-

tungsträgern und den Erziehungsberechtigten beschreibt Harald Ebert die schulische 

Kooperation zwischen den SchülerInnen mit und ohne Behinderung, wobei er diese in 

Unterricht und Schulleben unterteilt (vgl. 2000, 125).  

Auf Grund der vorhandenen Tatsachen stehen die Bedingungen für eine Kooperation im 

Unterricht noch in ihrer Entwicklung, wie eine inklusive Didaktik die noch in der 

Entwicklung steht; Ausbildungen die noch inklusiv ausgerichtet werden müssen; Schulen die 

noch barrierefrei gestaltet werden müssen und vieles mehr. Daher sollte bei der Kooperation 

im Schulleben angesetzt werden, damit die SchülerInnen die Möglichkeit haben, sich kennen 

zu lernen. Denn die schulische Kooperation fühlt „[…] sich in erster Linie dem Gedanken der 

Begegnung und dem Lernen sozialen Verhaltens von Schülerinnen und Schülern mit und 

ohne Behinderung verbunden […]“, was über das gemeinsame Leben und Spielen erfahren 

werden kann. (Ebert 2000, 125) Speziell in der schulischen Kooperation liegt die Hoffnung, 

dass sich durch Vielfalt Werte und Einstellungen zum Vorteil der Schülerschaft entwickeln, 

aber nicht nur im Sinne der Schülerschaft, sondern auch anderer Interessensgruppen, wie z.B. 

PädagogInnen und Eltern. Durch eine schulische Kooperation wird gleichermaßen versucht, 

auch eine soziale Inklusion anzustreben (vgl. Ebert 2000, 130). Wovon eine gelingende 

Kooperation abhängig ist, wird in folgenden Thesen von Nestle beschrieben:  

• „[Kooperationen] hängen in erster Linie von zwischenmenschlichen Beziehungen und sekundär 
von den Rahmenbedingungen ab; 

• sind dynamische Abstimmungsprozesse; 
• sind grundsätzlich zwischen allen Schulen und Förderschulen möglich; 
• sind auf die freiwillige Teilnahme angewiesen; 
• beeinflussen durch die Qualität ihrer Handlungssituationen die sozialen Beziehungen; 
• werden durch räumliche Nähe gefördert.“ (1992, 111 ff.; zit. n. Ebert 2000, 131) 

 

Schulische Kooperation widmet sich also dem Gedanken des Kennenlernens und Begegnens 

der Schülerschaft, mit dem Ziel einer Schule für alle. Hierzu ist es wichtig, dass zwischen den 

Schulen im Stadtteil eine Kooperation besteht und eine Menge von qualitativen und 

quantitativen Rahmenbedingungen, auf die im weiteren Verlauf u.a. eingegangen werden, 

gegeben sind, um Kontakte zwischen den SchülerInnen aufbauen zu können.  
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8 Ziel-Matrix der Sozialen Arbeit 

Die Ziel-Matrix umfasst das methodische Handeln der Sozialen Arbeit, indem sie sich aus der 

vorliegenden Arbeit zusammensetzt und eine Erfassung der Ausgangssituation voraussetzt 

(vgl. Heiner [u. a.] 1998, 326). Hieraus ergibt sich, inwieweit Soziale Arbeit den schulischen 

Inklusionsprozess zugunsten der SchülerInnen und deren Eltern unterstützen kann. In der 

Ziel-Matrix werden die entsprechenden Teil-, Handlungsziele und die daraus resultierenden 

Aufgaben für die Soziale Arbeit unter der Berücksichtigung der mikro-, makro- und mesoso-

zialen Ebene aufgezeigt. Der Fokus richtet sich auf das Ziel und dessen Arbeitsprinzip Be-

gegnungsmöglichkeiten zu schaffen und was diese Prozesse benötigen, um ein wertschätzen-

des, gleichberechtigtes und partizipierendes Miteinander zu realisieren (vgl. Heiner [u. a.] 

1998, 328). Alle SchülerInnen sollen die Möglichkeit haben, sich in einem angemessenen 

Rahmen zu begegnen, kennenzulernen und mitzugestalten. Dieser Prozess der Teilhabe und 

Teilgabe ist nicht nur eine wichtige Basis für ein inklusives Schulleben und Unterricht, son-

dern auch für die weitere Entwicklung sozialer Netzwerke eines jeden Individuums. Zur Un-

terstützung und Erreichung dieser Zielsetzung werden Arbeitsweisen nach Silvia Staub-

Bernasconi, wie die der Ressourcenerschließung, Bewusstseinsbildung, Modell-Identitäts- 

und Kulturveränderung, soziale Vernetzung, Umgang mit Machtquellen und Machtstrukturen 

sowie Kriterien- und Öffentlichkeitsarbeit herangezogen (vgl. 1998, 58 ff.). Hierbei handelt es 

sich um situationsübergreifende Vorschläge, wobei konkretisiert wird, wie Begegnungsmög-

lichkeiten durch Arbeitsweisen umgesetzt und erreicht werden können (vgl. Heiner [u. a.] 

1998, 328).  

Die Zielsetzung und Rahmenbedingung liegt darin, eine Basis für Teilhabe und Teilgabe in 

Schulen für alle SchülerInnen zu schaffen. Die Teilziele orientieren sich an den bestehenden 

Verhältnissen, die in unserem derzeitigen Schulsystem vorzufinden sind und beziehen sich 

speziell auf den Aspekt des gemeinsamen „schulischen Lebens“. Dies ist ein wichtiges Fun-

dament, um einen wechselseitigen Respekt und Gleichberechtigung zwischen den Schü-    

lerInnen herzustellen. Dafür muss eine Schulkultur aufgebaut werden, die einen Gemein-

schaftssinn entwickelt, bei dem sich jede / jeder willkommen fühlt, einschließlich der Eltern, 

Angehörigen und PädagogInnen. Hierdurch soll eine Besserstellung der in unserer Gesell-

schaft noch vorhandenen und benachteiligten Personengruppe von SchülerInnen mit Behinde-

rung erzielt werden, nimmt aber auch alle anderen SchülerInnen in den Blick. Inklusion be-

ginnt in den Köpfen und den Einstellungen der beteiligten Menschen. Die Beziehungsgestal-

tung ist daher ein erster wichtiger und notwendiger Schritt. Die nachfolgenden Teilziele und 
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Handlungsziele beziehen sich aus sozialpädagogischer Perspektive auf die drei vorgenannten 

Ebenen, die für eine heterogene Schülerschaft stehen. 

8.1 Teilziele und Handlungsziele auf mikrosozialer Ebene 

Die mikrosoziale Ebene, auch Ebene der AdressatInnen genannt, bezieht sich auf die Schüle-

rInnen und deren Teilziele und Handlungsziele, die für sie als wichtig betrachtet werden, um 

sie als Person an einer gleichberechtigten Teilhabe und Teilgabe an Schulen zu befähigen 

(vgl. Stiefvater, Hanne / Achilles, Ina 2011, 12). Auf dieser Ebene werden auch Eltern, Erzie-

hungsberechtigte und Angehörige sowie PädagogInnen der allgemeinbildenden Schulen ein-

geschlossen, in welcher Form sie mit ihren Handlungen den Inklusionsprozess unterstützen 

können. In der Tabelle steht der Begriff Eltern synonym für alle Gruppen (Eltern, Erzie-

hungsberechtigte und Angehörige). 

 

Teilziele Handlungsziele in Bezug auf die Zielgruppen 

  

SchülerInnen
33

 

 

Eltern 

 

PädagogInnen 

Teilziel 1 

Bewusstsein und 

Anerkennung für 

Heterogenität 

herstellen und 

ausbauen 

 

SchülerInnen mit 

Behinderung sind Teil 

einer heterogenen 

Schülerschaft 

 

SchülerInnen respektieren 

ihre unterschiedlichen 

Lebensweisen 

 

SchülerInnen sind sich 

gegenseitig wichtige 

Vorbilder, an denen sie 

sich orientieren können 

 

Eltern respektieren eine 

heterogene 

Schülerschaft 

 

Eltern unterstützen den 

Inklusionsprozess als 

Vorbildfunktion  

 

Eltern sind Multipli-

katoren für eine 

heterogene 

Schülerschaft  

 

Neue Sichtweise der 

PädagogInnen auf eine 

veränderte Schülerschaft  

 

PädagogInnen fühlen sich 

und sind für alle 

SchülerInnen verantwort-

lich  

 

PädagogInnen unter- 

stützen SchülerInnen und 

Eltern im Umgang mit 

Grenzen und Ängsten 

 

PädagoInnen gehen durch 

Eigenreflexion bewusst 

mit Ausgrenzung um 

                                                 
33 In dieser Ziel-Matrix wird so weit möglich nicht mehr der Begriff SchülerInnen mit Behinderung verwendet, 
da die SchülerInnen in ihrer Heterogenität betrachtet werden und ein Gruppendenken und dessen Etikettierung 
verhindert werden soll.  
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Teilziele Handlungsziele in Bezug auf die Zielgruppen 

  

SchülerInnen 

 

Eltern 

 

PädagogInnen 

Teilziel 2 

Wissenstransfer- und    

-ausbau zum Thema 

„Behinderung und 

Teilhabe in Schulen“  

 

SchülerInnen gestalten 

Informationsveran- 

staltungen zum Thema 

„Behinderung und 

Teilhabe in Schulen“ mit  

 

Schülerschaft nimmt aktiv 

an Informationsveranstal- 

tungen teil 

 

 

 

Aktive und konstruktive 

Teilnahme der Eltern an 

Informationsveranstal- 

tungen zum Thema 

„Behinderung und 

Teilhabe in Schulen“  

 

 

PädagogInnen sind im 

Bereich Inklusion 

empirisch  

 

Inklusionistisches Denken 

und Handeln wird von 

PädagogInnen forciert 

 

PädagogInnen gestalten 

und organisieren 

Informationsveranstal- 

tungen zum Thema 

„Behinderung und 

Teilhabe in Schulen“ mit  

Teilziel 3 

Begegnungsmöglich- 

keiten für alle 

SchülerInnen in den 

Schulen fördern  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

SchülerInnen gestalten 

Begegnungsprozesse aktiv 

mit  

 

SchülerInnen nutzen 

Begegnungsmöglichkeiten  

 

Subjektives Erleben von 

Heterogenität  

 

Stärkung der individuellen 

Selbstbestimmung  

 

SchülerInnen partizipieren 

durch 

Begegnungsmöglichkeiten 

 

 

Eltern sind über die 

Begegnungsmöglich- 

keiten informiert 

 

Eltern unterstützen und 

forcieren die 

Begegnungsmöglich- 

keiten 

 

Eltern kennen sich und 

tauschen sich 

untereinander aus 

 

PädagogInnen schaffen 

einen leistungsfreien 

Raum für Begegnungen 

 

PädagogInnen unter- 

stützen sich gegenseitig in 

der Gestaltung von 

Begegnungsmöglichkeiten 

 

PädagogInnen begleiten 

die Begegnung und den 

Austausch der 

SchülerInnen und Eltern 

 

PädagogInnen reduzieren 

Barrieren für die Teilhabe 

und Teilgabe an Schulen 

 Respektvoller und wertschätzender Umgang zwischen SchülerInnen, Eltern und 

PädagogInnen 
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Teilziele Handlungsziele in Bezug auf die Zielgruppen 

  

SchülerInnen 

 

Eltern 

 

PädagogInnen 

Teilziel 4 

Freundschaftliche 

Netzwerke fördern 

 

 

 

 

 

 

 

 

SchülerInnen mit 

Behinderung wählen frei 

ihre freundschaftlichen 

Netzwerke in ihrem 

Wohnumfeld und in ihrer 

Schule  

 

SchülerInnen erweitern 

ihren Handlungs- und 

Bewältigungsspielraum 

 

Eltern unterstützen die 

Kontaktmöglichkeiten 

ihrer Kinder 

 

Eltern erweitern ihre 

eigenen persönlichen 

Netzwerke 

 

 

Tab. 11 Teilziele und Handlungsziele auf mikrosozialer Ebene (eigene Darstellung, in Anlehnung an: Stiefvater, 
Hanne / Achilles, Ina 2011, 14) 

8.2 Teilziele und Handlungsziele auf makrosozialer Ebene 

Die makrosoziale Ebene bezieht sich in diesem Kontext auf die Institution Schule (vgl. Bull-

inger / Nowak 1998, 82). Hier liegt der Fokus in den Teilzielen und Handlungszielen in Be-

zug auf die Zielgruppe, welche Voraussetzungen und Bedingungen sie für die Zielgruppe zu 

erfüllen hat, um eine Basis für das Kennenlernen zu ermöglichen und Begegnungsmöglichkei-

ten für die heterogene Schülerschaft zu schaffen, im Sinne einer inklusiven Schulentwicklung.  

 

Teilziele Handlungsziele in Bezug auf die Zielgruppe 

 Institution Schule 

Teilziel 1  

Paradigmenwechsel der Einstellungen und der 

Sichtweisen in Bezug auf Heterogenität 

  

 

 

Schulentwicklung orientiert sich an Art. 24, UN-BRK  

 

Schulen öffnen sich  

 

Schulen verfügen über alle relevanten Informationen zum 

Thema „Eine Schule für alle“ 

 

Herstellen einer Inklusionsqualität  

 

Schulen analysieren ihren Status Quo betreffend Inklusion 
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Teilziele Handlungsziele in Bezug auf die Zielgruppe 

 Institution Schule 

Teilziel 1  

Paradigmenwechsel der Einstellungen und der 

Sichtweisen in Bezug auf Heterogenität 

 

 

Heterogenität und dessen Differenz wird als instruktiv wertge-

schätzt und als Ressource angesehen  

 

Gleichberechtigung und Wertschätzung aller PädagogInnen 

durch veränderte Arbeitsbeziehungen  

 

Bestehen eines multiprofessionellen „Inklusionsteam“ an jeder 

Schule 

Teilziel 2 

Förderschulen und allgemeine Schulen profi-

tieren voneinander   

 

 

Schulen bilden Netzwerke 

 

Schulen kooperieren miteinander 

 

Schulen nutzen und schätzen die unterschiedlichen vorhande-

nen Ressourcen   

Teilziel 3 

Schule steht als Lebens- und Erfahrungsraum  

 

 

Schulen sind Orte, an denen Vielfalt erlebt und gelebt wird  

 

Schulen gestalten sich barrierefrei 

 

Schulen präsentieren sich inklusiv  

 

Schulen erkennen Eltern als Experten ihrer Kinder an und 

kooperieren mit ihnen  

 

SchülerInnen, Eltern und PädagogInnen kennen sich  

Teilziel 4 

Rahmenbedingungen für Begegnungen hers-

tellen 

  

 

Netzwerkarbeit im Interesse aller SchülerInnen 

 

Rahmen und Mittel für Informationsveranstaltungen sind 

vorhanden 

 

Konstruktiver Umgang mit Berührungsängsten und diskrimi-

nierender Haltung 
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Teilziele Handlungsziele in Bezug auf die Zielgruppe 

 Institution Schule 

Teilziel 5 

Inklusive Kulturen etablieren  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Inklusive Haltungen sowie Werte und Bedürfnisse sind Kenn-

zeichen der Schulen 

 

Schulen vermeiden alle Formen von Diskriminierung (vgl. 

Boban / Hinz 2003, 17) 

 

Alle schulischen Entscheidungen orientieren sich am Wohl 

der SchülerInnen 

 

Informationen über die Schule sind für alle verfügbar und 

verständlich (vgl. Boban / Hinz 2003, 53) 

 

PädagogInnen werden in Form von Fort- und Weiterbildungen 

unterstützt 

 

PädagogInnen stehen Freikapazitäten und Ressourcen zur Ver-

fügung 

 

 SchülerInnen und Eltern sind mit dem Thema „Behinderung 

und Teilhabe in Schulen“ vertraut  

Tab. 12 Teilziele und Handlungsziele auf makrosozialer Ebene (eigene Darstellung) 

8.3 Teilziele und Handlungsziele auf mesosozialer Ebene  

Ein Typus dieser vielseitigen Ebene bezieht sich auf die intermediären professionellen Dienst-

leistungen, wozu auch die der Sozialen Arbeit zählen.  

Die Teilziele und Handlungsziele richten sich wie erwähnt danach, wie Soziale Arbeit den 

schulischen Inklusionsprozess im menschenrechtlichen Sinne unterstützen kann. Hierbei wird 

ihre beratende und orientierende Rolle, aber auch ihre vermittelnde Instanz zwischen der 

mikro- und makrosozialen Ebene deutlich (vgl. Bullinger / Nowak 1998, 85 ff.). 
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Teilziele Handlungsziele in Bezug auf die Zielgruppe 

  

Soziale Arbeit 

Teilziel 1 

Schulen für Inklusion sensibilisieren 

 

Ziele der UN-BRK vertreten 

 

Inklusionskonzept präsentieren  

 

Informationsveranstaltungen für Schulen zum 

Thema „Behinderung und Teilhabe in Schulen“ 

durchführen 

Teilziel 2 

Paradigmenwechsel fördern 

 

Bewusstsein für Werte und Einstellungen in Bezug 

auf Inklusion schaffen und ausbauen  

 

Bewusstsein für die Bedürfnisse einer heterogenen 

Schülerschaft fördern 

Gemeinsame Philosophie von Inklusion auf allen 

Ebenen etablieren 

 

Steuerung und Unterstützung in Form von 

Weiterbildungsmaßnahmen für PädagogInnen und 

Schulen 

 

Umsetzung des Art. 24 UN-BRK  

Teilziel 3 

Inklusive Schulentwicklung fördern 

 

Kontakt und Kooperation mit und zwischen den 

Schulen besteht 

 

Barrieren und „institutionelle Diskriminierung“34 

abbauen und verhindern 

 

Inklusive Kulturen etablieren und pflegen 

 

                                                 
34 Mit institutioneller Diskriminierung ist in diesem Kontext die Behindertenfeindlichkeit gemeint, was eine 
Intoleranz gegenüber Verschiedenheit bedeutet und somit ein Machtmissbrauch ausgeübt wird, indem 
Ungleichheiten und Hierarchien produziert und gelebt werden (vgl. Boban / Hinz 2003, 14).  
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Teilziele Handlungsziele in Bezug auf die Zielgruppe 

  

Soziale Arbeit 

Teilziel 3 

Inklusive Schulentwicklung fördern 

 

Begegnungsstätten werden von allen genutzt 

 

Stetige Analyse und Evaluation der 

Qualitätsentwicklung an Schulen 

Teilziel 4 

Alle Schulen erreichen 

 

Schulen nehmen Beratung und Begleitung an und 

richten ihr weiteres Handeln darauf aus 

 

Transfer von Wissen und Informationen sicherstellen 

Teilziel 5 

Ressourcenaktivierung 

 

Aufklärung zum veränderten Umgang mit 

(bestehenden ) Ressourcen 

Teilziel 6 

Angemessene qualitative Beratung  

 

Beratung und Begleitung im Inklusionsprozess für 

SchülerInnen, Eltern, PädagogInnen  und Schulen 

sicher stellen 

Tab. 13 Teilziele und Handlungsziele auf mesosozialer Ebene (eigene Darstellung) 

 

8.4 Aufgaben der Sozialen Arbeit, die sich aus den Teilzielen und Handlungszielen 

ergeben 

Aufgaben für Bewusstseinsveränderung 

• Inklusive Schulkultur mit den Schulen entwickeln; Bedeutung von Vielfalt und Diffe-

renz einer heterogenen Schülerschaft verdeutlichen   

• Inklusive Kulturen schaffen: Gemeinschaft bilden und inklusive Werte verankern 

• Vorhandene Ressourcen in der Schülerschaft, Elternschaft und den PädagogInnen er-

kennen und nutzen 

• Eltern spielen in der Lebensweise ihrer Kinder eine wesentliche Rolle und müssen als 

Experten ihrer Kinder respektiert werden 

• Bedeutung des „multiprofessionellen Teams“ und deren Zusammenarbeit verdeutli-

chen; Anerkennung und Gewinn der unterschiedlichen Professionen im Sinne der 

„Allgemeinen Pädagogik“ hervorheben  
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• Inklusionsprozess regelmäßig evaluieren und beobachten 

• Offener Umgang mit vorhandenen Werten, Haltungen und Einstellungen   

• Organisation und Koordination von Informationsveranstaltungen zu den Themen „In-

klusive Schule“, „Bedeutung heterogener Schülerschaft“, „Anerkennung von Viel-

falt“, „Diskriminierung“, „Umgang mit Grenzen und Ausgrenzungen“, „Anbahnung 

und Gestaltung der Begegnung und des Austausches von SchülerInnen mit und ohne 

Behinderung“ 

 

Aufgaben für Beratung und Begleitung 

• Beratung der Schulen über die Ziele der UN-BRK, im Speziellen über den Art. 24, 

UN-BRK 

• Unterstützung der PädagogInnen und Schulen im Hinblick auf ihre Qualifikation und 

ihre Qualität bezüglich Inklusion 

• Eltern bei der Verwirklichung einer inklusiven Lebensweise ihrer Kinder unterstützen 

• Offener Umgang und Auseinandersetzung mit der aktuellen Schulsituation und den 

daraus entstehenden Herausforderungen; Hindernisse benennen und beseitigen, die die 

Teilhabe im gemeinsamen Leben und Lernen in allen Bereichen der Schule betreffen 

(vgl. Boban /Hinz 2003, 17)   

• Handlungsmethoden für eine inklusive Schulentwicklung aufzeigen, z.B. über den 

„Index für Inklusion – Lernen und Teilhabe in der Schule der Vielfalt entwickeln“35  

• Schulen im Umgang mit ihren Bedürfnissen und Defiziten beraten und unterstützen 

• Schulen bei ihrer Inklusionsüberprüfung begleiten 

• Schulen bei Zielsetzungen begleiten; Prioritätenbildung durch den Vergleich der an-

gestrebten Ziele mit der bestehender Situation 

• Vermittlung von Rahmenbedingungen für Begegnungsmöglichkeiten 

• PädagogInnen und Schulen werden bei der Gestaltung von Begegnungsprozessen un-

terstützt, wobei dessen Umsetzung jeweils problem- und situationsspezifisch ausge-

richtet werden (vgl. Heiner [u.a.] 1998, 328) 

 

                                                 
35 Der „Index für Inklusion“ wurde für eine inklusive Schulentwicklung entwickelt und stellt systematisch eine 
Verbindung zwischen den Prozessen und dem Leitbild der inklusiven Schule dar. Der Index bietet für alle 
Schulen, die ein inklusives Leitbild entwickeln wollen, eine Materialsammlung, die von den Schulen zur 
praktischen Umsetzung individuell genutzt werden können (vgl. Boban / Hinz 2003, 3 ff.).  
Das Original „Index for Inclusion“ stammt aus Großbritannien und wurde von Tony Booth und Mel Ainscow 
herausgeben. Ines Boban und Andreas Hinz haben eine deutsche überarbeitete Fassung herausgegeben. 
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Aufgaben für Kooperations-, Vernetzungs- und Austauschqualität 

• Interne Informationsveranstaltungen und Tagungen für Schulen anbieten 

• Informationstransfer sichern und dafür Sorge tragen, dass alle Akteure und Adressa-

tInnen erreicht werden 

• Analyse der Schulen im Stadtteil 

• Kontaktaufnahme mit und zwischen den Schulen herstellen 

• Zusammenarbeit und Austausch mit und unter den Schulen sichern 

• Schnittstellen zwischen den Schulen herstellen  

• Planung und Entstehung von Netzwerken 

• Verschiedene Professionen unterschiedlicher Institutionen und Organisationen disku-

tieren regelmäßig Informationen und unterschiedliche Perspektiven im demokrati-

schen Dialog am „runden Tisch“, um gemeinsam Lösungen für eine inklusive Schul-

entwicklung zu finden (vgl. Früchtel, Frank / Cyprian, Gudrun / Budde, Wolfgang 

2007, 103)  

• Meinungen der SchülerInnen, Eltern und PädagogInnen werden zur inklusiven 

schulischen Weiterentwicklung eingeholt  

9 Schlussbetrachtung 

Die vorliegende Arbeit verfolgt das Ziel, einen Überblick über den Diskurs eines inklusiven 

Schulsystems zu geben. Dabei wurde eingehend betrachtet, was Integration und Inklusion im 

schulischen Sinne unter der Berücksichtigung der bildungspolitischen Rahmenbedingungen 

und Maßnahmen bedeutet. Mittels dieser Betrachtung und der Ziel-Matrix konnte veran-

schaulicht werden, dass zur Umsetzung von Inklusion auf allen Ebenen noch viele Hand-

lungsaspekte und Fragen für ein Gelingen des Inklusionsprozesses offen sind. Hinzu kommen 

wichtige fundamentale Faktoren, ohne die sich eine inklusive Schulentwicklung nicht 

umsetzen lässt. Beginnend auf der politischen Ebene liegt hier bereits eine gesetzliche Rege-

lung für eine inklusive Beschulung vor, die eine Voraussetzung für eine gleichberechtigte 

Teilhabe sicherstellen soll. Jedoch zeigt sich in der Praxis, dass die Durchführung haupt-

sächlich noch integrativ stattfindet. Die Ziele von Theorie und Praxis stimmen somit nicht 

überein. 

Es wird deutlich, dass Selektion weiterhin Bestandteil des Schulsystem ist, obwohl gem. der  

gesetzlichen Rahmenbedingungen und unter Zustimmung der UN-BRK dieses nicht mehr 

konform ist. Dabei muss es die Perspektive der Politik sein, so zu handeln und zu denken, 



56 

 

dass es Schulen ermöglicht wird, sich für den Inklusionsprozess offen aufzustellen und ihnen 

die entsprechenden Ressourcen bewilligt und zur Verfügung gestellt werden. Ziel der 

Bildungspolitik muss folglich sein, die Denkweise dahingehend zu verändern, dass das Schul-

system den Bedürfnissen der heterogenen Schülerschaft gerecht wird. 

Ein weiterer Faktor auf dieser Ebene betrifft die nach wie vor fehlenden individualisierten 

Curricula auf der Basis einer entwicklungspsychologischen Didaktik, da ohne sie eine 

inklusive Schule nicht möglich ist. Erweitert kann festgestellt werden, dass eine Abkehr im 

Schulsystem von dem bestehenden Prinzip der Leistungserbringung und -beurteilung erfolgen 

muss. Nur so würde ein Rahmen für ein inklusives Schulsystem existieren, da auf Grund des 

bestehenden Prinzips der Leistungsniveaus eine Ausrichtung auf Vielfalt im Schulsystem im 

Vorfeld bereits eliminiert wird. Für den Prozess einer inklusiven Schulentwicklung besteht 

eine Dringlichkeit seitens der Bildungspolitik, diese und viele andere Rahmenbedingungen 

hierfür sicherzustellen.   

Auf Seiten der Schulen ist es relevant, diesen Prozess aktiv zu begleiten und ihn sogar noch 

um die Denkweise, konträr zur Segregation, zu erweitern. Die Schulen sehen sich zudem mit 

der Problematik konfrontiert, dass kein adäquater Austausch zwischen Individuen und 

Institutionen vorliegt. Dies wäre aber ein wichtiger Schritt für eine zukünftige Weiterent-

wicklung des Inklusionsprozesses und soll einer Stagnation entgegenwirken. Da sich Schulen 

vermehrt zu Ganztagsschulen umorientieren, entstehen neue Räume für die erweiterten 

Aufgaben von Schulen. Vor allem ergeben sich somit leistungsfreie Räume, die für das 

Kennenlernen und das Begegnen der heterogenen Schülerschaft notwendig sind. Sonder-

schulen und allgemeine Schulen haben dadurch mehr Möglichkeiten, unter den momentan 

herrschenden Barrieren Netzwerke aufzubauen und über einen leistungsfreien Raum mit 

freizeitähnlichem Charakter Begegnungsstätten herzustellen, was eine weitere Basis für eine 

inklusive Schule darstellt. Ausschlaggebend ist nicht die Quantität, sondern die Qualität der 

Prozesse. Auch wäre es von Vorteil, wenn Institutionen wie Sonderschulen fortgeführt und 

ebenfalls inklusiv ausgebaut werden, da sie auf Grund ihrer bereits bestehenden 

Barrierefreiheit weitere wichtige zur Verfügung stehende und nutzbare Ressourcen darstellen, 

die es ihnen ermöglichen zu einer Schule für alle zu werden. Hierbei muss jedoch angemerkt 

werden, dass der Begriff der Sonderschulen im inklusiven Schulsystem nicht mehr fortgeführt 

wird und in den Terminus der allgemeinen Schulen übergeht.   
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Um vorgenannten Problematiken entgegenzuwirken, sind einige Ansätze, Ziele und Hand-

lungsanweisungen in der Ziel-Matrix beschrieben. Grundsätzlich und Aufgabe der Schul-

sozialarbeit ist hier aber auch den Sozialraum mit einzubeziehen. Durch seine Einbeziehung 

ist es z.B. möglich, den Inklusionsprozess mit Blick auf eine verbesserte Austauschqualität in 

Hinsicht der Netzwerkarbeit zu unterstützen. Die Öffnung sowie Einbeziehung des 

Sozialraums ermöglicht eine Ressourcen- und Kompetenzerweiterung, die sich wiederum 

positiv wie auch konstruktiv auf den gesellschaftlichen Inklusionsprozess auswirkt. Um 

jedoch Inklusion zum Ziel zu führen, ist es essentiell, dass zwischen Netzwerken und 

Schnittstellen auf allen Ebenen ein reger Austausch praktiziert wird, um die Inklusion über 

die Grenzen der Schule hinaus voranzutreiben. Der Blick muss hier ganzheitlich auf die 

verschiedenen und zusammenhängenden Lebensabschnitte eines jeden Individuums gerichtet 

werden. Dafür muss z.B. auch die Zusammenarbeit zwischen Kindertagestätten, Schulen, 

Ausbildungsstätten und dem Arbeitsmarkt sichergestellt werden.  

Festzustellen ist, dass Heterogenität aus unserer Gesellschaft in der heutigen Zeit nicht 

wegzudenken und eine Frage des Umgangs ist. Wie aus den vorgenannten Beispielen auf den 

verschiedenen Ebenen, ob politisch oder im Schulsystem etc., ersichtlich wird, ist es 

notwendig für die Entwicklung von Inklusion neue Zielvorgaben zu erarbeiten. Die Denk-

weisen auf allen Ebenen müssen überdacht werden, um Diskriminierung und Ausgrenzung 

schon im Vorfeld zu beseitigen. Das primäre Ziel dieser Prozesse muss darin liegen, dass die 

Anerkennung und Wertschätzung von Vielfalt ohne jegliche Einschränkung zu Grunde liegt.  

 
„Aus soziologischer Sicht wird eine Gesellschaft häufig als funktional-differenziert beschrieben, 

welche aus Teilsystemen besteht, die in einem funktionalen Zusammenhang [stehen] […]. Diese 

verschiedenen Teil- bzw. Funktionssysteme erzeugen Inklusion und Exklusion […] [oder auch 

Segregation].“ (Theunissen 2010 49 f.) 

 

Hierbei wird ein gesellschaftlicher Nutzen hergestellt, der weiterhin bestehen bleibt, jedoch 

muss dabei die Berücksichtigung der Menschenwürde im Mittelpunkt stehen, die u.a. den 

gesellschaftlichen Beitrag von Menschen mit Behinderung wertschätzt. Diese Realität darf bei 

dem Inklusionsgedanken nicht aus den Augen verloren werden. Dennoch ist es ratsam, in den 

verschiedenen Teilsystemen zu prüfen, was verändert werden muss, um ein sozial gerechtes 

Klima und ein Miteinander aufzubauen. Demzufolge steht die schulische Weiterentwicklung 

auf Grund ihres Sozialisierungsfaktors im Mittelpunkt. 
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Tabelle 1 

Bundesergebnisse 
Sonderpädagogische Förderung in allgemeinen Schulen 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in allen allgemeinen Schulen zusammen 
Absolut 
 

 

(Quelle: KMK 2012, 10)  
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Tabelle 2 

Praxis der schulischen Integration und Inklusion 
 

 

(Quelle: Hinz 2012, 359)  
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Tabelle 3 

Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf und Förderquoten nach 
Förderschwerpunkten 2010 

 

(Quelle: KMK 2012, XI)  

 

Tabelle 4 

Bundesergebnisse 
Sonderpädagogische Förderung in Förderschulen und allgemeinen Schulen zusammen 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
Förderquoten 

 

(Quelle: KMK 2012, 4)  



68 

 

Tabelle 5 

Bundesergebnisse  
Sonderpädagogische Förderung in Förderschulen und allgemeinen Schulen zusammen 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
Verteilung auf Förderschulen und allgemeine Schulen 
Absolut 
 

(Quelle: KMK 2012, 5) 

 

Tabelle 6 

Bundesergebnisse  
Sonderpädagogische Förderung in Förderschulen 
Abgänger/Absolventen  
 

 
(Quelle. KMK 2012, 9) 
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Tabelle 7 

Bundesergebnisse 
Sonderpädagogische Förderung in Förderschulen und allgemeinen Schulen zusammen 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
Absolut 
 

 

(Quelle: KMK 2012, 3)  

 

Tabelle 8 

Länderergebnisse 
Sonderpädagogische Förderung in Förderschulen 
Schüler insgesamt 
 

 

(Quelle: KMK 2012, 25) 



70 

 

Tabelle 9 

Länderergebnisse  
Sonderpädagogische Förderung in allgemeinen Schulen 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
an allgemeinen Schulen insgesamt 
alle Förderschwerpunkte zusammen 
 

 

(Quelle: KMK 2012, 53) 

 

Tabelle 10 

Länderergebnisse 
Sonderpädagogische Förderung in Förderschulen 
Klassen insgesamt 
 

 

(Quelle: KMK 2012, 31) 
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Abkürzungsverzeichnis 

 

BMAS: Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

BUT: Bildungs- und Teilhabepaket  

GEW: Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft  

HmbSG: Hamburgisches Schulgesetz 

I-Klassen: Integrationsklassen 

IR-Klassen: Integrative Regelklassen 

KESS-Faktor: Kompetenzen und Einstellungen von Schülerinnen und Schülern - Faktor 

KMK: Kultusministerkonferenz   

ReBBZ: Regionale Bildungs- und Beratungsstellen 

REBUS: Regionale Beratungs- und Unterstützungsstellen 

UN-BRK: UN-Behindertenrechtskonvention    

 

 

 

 

 

 

 

 



72 

 

Eidesstattliche Erklärung 

 

Ich versichere, dass ich die vorliegende Arbeit ohne fremde Hilfe selbständig verfasst und nur 

die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt habe. Wörtlich oder dem Sinn nach aus 

anderen Werken entnommene Stellen sind in allen Fällen unter Angabe der Quelle kenntlich 

gemacht. 

 

 

 

 

Ort, Datum                                                                                                         Unterschrift  

 


	Titelblatt
	BA-TH.pdf



